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1 Einleitung 

 

Die morgendliche Joggingrunde um fit zu bleiben, das Rennen zur Haltestelle um den Bus 

nicht zu verpassen, das gemütliche Schlendern durch die Einkaufspassage, …  

Es gibt zahllose Gründe, weshalb Menschen laufen. Das Laufen ist im Normalfall kein Grund, 

wegen dem Mitmenschen den Laufenden ununterbrochen beobachten, ihn aufhalten und 

zurück nach Hause bringen wollen. Anders gestaltet sich die Situation jedoch, wenn ein 

Mensch mit Demenz plötzlich einen starken Bewegungsdrang, die sogenannte 

„Hinlauftendenz“ verspürt. Aus für gesunde Menschen nicht nachvollziehbaren Gründen 

bewegen sich Menschen mit Demenz plötzlich innerhalb ihrer Wohnung umher oder wollen 

ihren Aufenthaltsort verlassen, um „nach Hause“ zu gehen. Für die Angehörige, die den 

Betroffenen nicht in einer Pflegeeinrichtung unterbringen wollen, stellt diese „Hinlauftendenz“ 

eine schwierige Situation dar. Insbesondere das Verlassen der Wohnung kann für ältere 

Menschen, die dringend auf Medikamente und Hilfe bei der Alltagsgestaltung angewiesen 

sind, schwerwiegende gesundheitliche Schäden zur Folge haben. Gleichzeitig sind pflegende 

Angehörige oft nicht in der Lage, die zu betreuende Person ohne Unterbrechung zu begleiten 

oder sie dauerhaft am „Hinlaufen“ zu hindern. Aus diesem Grund könnten externe 

Betreuungsmaßnahmen, technische Geräte und räumliche Veränderungen für die 

Angehörigen eine große, gegebenenfalls jedoch auch teure Unterstützung darstellen. Fraglich 

ist, ob die soziale Pflegeversicherung an dieser Stelle eine Hilfestellung bieten kann. 

In dieser Bachelorarbeit soll die Frage beantwortet werden, ob die Leistungen der sozialen 

Pflegeversicherung ausreichen, um Menschen mit Demenz vor einer Selbstgefährdung durch 

die „Hinlauftendenz“ zu schützen.  

Dabei soll zunächst auf das Krankheitsbild der Demenz eingegangen werden, damit die 

Auswirkungen der Demenz auf den Betroffenen deutlich werden. Da sich viele Menschen mit 

Demenz ihren Einschränkungen nicht bewusst sind, soll anschließend auf die Problematik der 

Antragstellung eingegangen werden. Es soll die Frage geklärt werden, in welchem Zustand 

ein Mensch mit Demenz nicht mehr in der Lage ist, selbst eine Antragstellung vorzunehmen 

und die notwendigen Entscheidungen bezüglich des Verhinderns des „Hinlaufens“ zu treffen. 

Es soll auch auf die möglichen Vertreter eingegangen werden. Daraufhin sollen Maßnahmen, 

die im häuslichen Bereich zum Verhindern des „Hinlaufens“ dienen könnten, 

zusammengestellt und bezüglich der Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen als Leistung 

der sozialen Pflegeversicherung überprüft werden. Weitere mögliche Leistungsträger sollen 

bei Bedarf ebenfalls betrachtet werden, da die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung im 

Gefüge des gesamten SGB zu betrachten sind.   
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2 Allgemeine Informationen zur Demenz 

 

2.1 Symptome und Verlauf 

 

Die Demenz ist als organische Störung in F00 bis F03 ICD-10-GM als Krankheit klassifiziert. 

Sie ist die Folge einer chronischen oder fortschreitenden Erkrankung des Gehirns,1 bei der 

das Gedächtnis, die sprachlichen Kompetenzen, die Orientierung und das 

Konzentrationsvermögen der betroffenen Person beeinträchtigt wird.2 Gewöhnlich treten 

neben dem Verlust dieser kognitiven Fähigkeiten „Veränderungen der emotionalen Kontrolle, 

des Sozialverhaltens oder der Motivation“3 auf.  

Von Demenz sind i. d. R. Personen betroffen, die volljährig i. S. d. § 2 BGB sind. Der größte 

Risikofaktor für die Erkrankung an Demenz ist das Alter. So liegt die Wahrscheinlichkeit, bis 

zum Rentenalter an Demenz zu erkranken, bei etwa 10 %. Anschließend steigt die 

Wahrscheinlichkeit zu erkranken stark an, denn etwa jeder Dritte über 80-Jährige ist dement.4  

Der Verlauf des demenziellen Syndroms wird in der Medizin in der Regel in drei ineinander 

übergehenden Stadien beschrieben. Während im frühen Stadium beispielsweise der 

Orientierungssinn oder auch die Merkfähigkeit nachlässt, ist bei einer mittleren Demenz die 

selbstständige Lebensführung bereits nicht mehr uneingeschränkt möglich. Betroffene können 

sich wegen einem durch ständige Unruhe bedingten Umherlaufen in Kombination mit einem 

nachlassenden Orientierungssinn leicht verirren. Zudem entstehen Sprach- und 

Schlafstörungen.5 Die Selbstwahrnehmung der Betroffenen verändert sich so, dass sie ihre 

krankheitsbedingten Einschränkungen nur noch in geringerem Umfang wahrnehmen und sich 

jung fühlen und dementsprechend handeln wollen.6 Psychische Symptome wie z. B. 

Aggressionen oder Wahn treten ebenfalls häufig im mittleren Stadium der Demenz auf. Durch 

diese Symptome wird auch das Urteilsvermögen der Betroffenen negativ beeinflusst. Im 

Stadium einer schweren Demenz wird schließlich eine durchgängige Pflege erforderlich, da 

Bettlägerigkeit, Nahrungsverweigerung und Inkontinenz eintreten. Auch ein vollständiger 

Sprachverlust erfolgt.7  

 

 

 

 
1 Vgl. Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information 2020. dimdi Kap. V.  
2 Vgl. Pschyrembel 2013. S. 261. 
3 Vgl. Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information 2020. dimdi. Kap. V.  
4 Vgl. Weih 2011. S. 111.  
5 Vgl. Kastner in: Kastner und Löbach 2018. S. 26 f. 
6 Vgl. Werner 2013. S. 53. 
7 Vgl. Weih 2011. S. 170 f.  
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2.2 „Hinlauftendenz“ 

 

2.2.1 Begriffsklärung 

 

Durch die Demenz werden die Betroffenen und ihr Umfeld mit zahlreichen neuen 

Herausforderungen konfrontiert. Dazu gehört unter anderem der gesteigerte Bewegungsdrang 

der Betroffenen. Er führt dazu, dass sich Menschen mit Demenz häufiger als nicht erkrankte 

Menschen scheinbar planlos zu verschiedenen Orten hinbegeben, dort jedoch nicht verweilen 

sondern sich zu dem nächsten Ort begeben. 

In der Literatur werden dementsprechende Verhaltensweisen üblicherweise als 

„Weglauftendenz“ bezeichnet.8 Unter Berücksichtigung dessen, dass der Begriff „weglaufen“ 

dem Betroffenen unterstellt, sich mit einer negativen Intention aus der Situation zu entfernen, 

wird derartiges Verhalten nach moderneren Ansätzen stattdessen durch den Begriff 

„Hinlauftendenz“ beschrieben.  

„Hinlaufen“ unterstellt nicht, dass der aktuelle Aufenthaltsort verlassen wird, weil der 

Betroffene ihn nicht zu schätzen weiß, sondern dass der Betroffene aus irgendeinem Grund, 

mit positiver Absicht gezielt einen anderen Ort aufsuchen möchte.9 Der pflegerisch-

philosophische Ansatz, herausfordernde Verhaltensweisen nicht als ausschließlich 

krankheitsbedingte Verwirrtheit abzuwerten, sondern jedes Verhalten zunächst als 

gewöhnliche Selbstaussage zu deuten, stimmt mit dem Begriff „hinlaufen“ überein.10  Anders 

als beim „weglaufen“ wird die Handlung des Betroffenen nicht mit einer situativen 

Desorientierung erklärt, sondern mit einem Bedürfnis, welches sich der Betroffene mittels des 

Gehens erfüllen will. Auch im Sinne der Validation, einer bei Demenz angewendeten 

Therapieform, bei der die Wertschätzung des Betroffenen im Mittelpunkt steht,11 erscheint die 

Bezeichnung „hinlaufen“ als würdevoller gegenüber den Betroffenen.  

Dieser Argumentation folgend wird das häufige, für Außenstehende übermäßig wirkende 

Umhergehen von Menschen mit Demenz in dieser Arbeit als „hinlaufen“ bezeichnet. 

 

2.2.2 Ursachen  

 

Der Überlegung folgend, dass die „Hinlauftendenz“ eines von Demenz betroffenen Menschen 

zunächst als Ausdruck eines Bedürfnisses interpretiert werden kann, ergeben sich, wie bei 

gesunden Menschen, zahllose Ursachen für das Gehen. Dennoch kann nicht außer Acht 

 
8 Vgl. Werner 2013. S. 106. 
9 Vgl. Preuß 2014. S. 12. 
10 Vgl. Killick in: Marshall und Allan 2011. S. 31 – 33. 
11 Vgl. Schröder 2014. S. 108. 
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gelassen werden, dass sich die Demenzerkrankung in ihrem Verlauf zunehmend auf den 

Betroffenen, seine Wahrnehmung und seine Bedürfnisse auswirkt. Welche Bedürfnisse 

aufgrund der Demenz häufig auftreten können, wird im Folgenden beispielhaft dargelegt: 

  

Ein sich verschlechternder Orientierungssinn und die verringerte Merkfähigkeit führen z. B. 

dazu, dass die Betroffenen Gegenstände, Personen oder Orte nicht wiederfinden können. Um 

diese Einschränkungen auszugleichen, bewegen sie sich in sämtlichen für sie erreichbaren 

Räumen suchend umher. Die Suche kann sich bei zeitlicher Desorientierung auch auf 

Personen oder Gegenstände aus der Vergangenheit des Betroffenen beziehen. Auslöser für 

die Suche kann ein nicht gestilltes Grundbedürfnis sein, wie Hunger, Durst oder der Wunsch 

nach sozialen Kontakten.12 Sehr häufig ist auch die Absicht, in das zu Hause der Kindheit zu 

gehen.13  

Neben altersbedingten Schlafstörungen können aufgrund der Demenz zusätzliche Probleme 

beim Ein- und Durchschlafen auftreten. Ein Beispiel dafür ist das sogenannte „Sundowning“, 

eine starke Verwirrtheit und ein hoher Bewegungsdrang, der am späten Nachmittag und 

abends in Erscheinung treten kann. Begünstigt wird das „Sundowning“ durch unzureichende 

Stimulation am Nachmittag sowie durch Stress am Abend.14 Eine weitere Ursache für 

nächtlichen Bewegungsdrang kann eine unangepasste Beleuchtung des Schlafzimmers des 

Betroffenen sein. So können die Farben und die Helligkeit des Raumes auf zeitlich 

desorientierte Menschen den Eindruck einer anderen Tageszeit erwecken und sie zu Aktivität 

motivieren.15    

Im Allgemeinen stellen sich verschlechternde kognitiven Fähigkeiten für Menschen mit 

Demenz eine große psychische Belastung dar. So kann körperliche Bewegung eine 

Möglichkeit für den Betroffenen sein, den Stress und die Traurigkeit, die durch das aktive 

Wahrnehmen seiner kognitiven Einschränkungen entstehen, zu verarbeiten. Es kann bei dem 

Betroffenen positive Gefühle hervorrufen, liebgewonnene Tätigkeiten trotz der 

Einschränkungen vielfach durchzuführen. Eine weitere Möglichkeit zum Umgang mit der 

Demenz sind Spaziergänge, sie werden auch von nicht erkrankten Menschen zur Verarbeitung 

von vergangenen Ereignissen und zur Entspannung genutzt.16 Ferner kann die abnehmende 

Fähigkeit, Sinneseindrücke richtig zu verarbeiten, dazu führen, dass bekannte Orte oder 

Situationen durch den Betroffenen plötzlich als stark bedrohlich wahrgenommen werden. In 

 
12 Vgl. Stokes in: Marshall und Allan 2011. S. 50 f. 
13 Vgl. Preuß in: Preuß 2014. S. 12. 
14 Vgl. Werner 2013. S. 146. 
15 Vgl. Preuß 2014. S. 45 f. 
16 Vgl. Stokes in: Marshall und Allan 2011. S. 51.  
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Folge dessen versucht sich der Betroffene der Situation zu entziehen und sucht einen anderen, 

in seiner Wahrnehmung sichereren Ort auf.17  

Selbst wenn Betroffene den Grund ihres Umhergehens nicht äußern können, deutet dies nicht 

auf ein zielloses wandern hin. Vielmehr ist es wahrscheinlich, dass die Handlungsabsicht 

aufgrund der verschlechterten Gedächtnisleistung vergessen wurde.18 

 

2.2.3 Gefahren 

 

Es liegt zunächst nahe, einen Menschen mit Demenz, der sich durch das „Hinlaufen“ ein 

Bedürfnis erfüllen will, ungestört laufen zu lassen. Je weiter die Demenz fortgeschritten ist, 

desto größer ist jedoch die Gefahr, dass der Betroffene die Situation, in der er sich befindet, 

nicht verarbeiten kann und sich durch das „Hinlaufen“ selbst einen Schaden zufügt.  

So geht von jedem „Hinlaufen“ ein gewisses Sturzrisiko aus, was zu langen 

Krankenhausaufenthalten führen kann. Die Sturzgefahr ist bei Demenzkranken besonders 

hoch, da die Umgebungsbedingungen, beispielsweise die Höhe von Treppenstufen oder die 

Beschaffung des Bodenbelages, durch die veränderte Informationsverarbeitung häufig 

missverstanden werden.19 

Gesundheitliche Gefahr besteht auch dann, wenn die Betroffenen über ihre physische 

Belastungsgrenze hinaus sehr aktiv sind und Erschöpfungssymptome nicht wahrnehmen. 

Schmerzen und Gewichtsverlust können in Folge der körperlichen Überlastung auftreten.  

Zuletzt sind auch die negativen Auswirkungen des Verlassens der Wohnung zu beachten. So 

kann eine örtliche Desorientierung dazu führen, dass Betroffene den Rückweg in ihre 

Wohnungen nicht finden können. In einem solchen Fall wären sie darauf angewiesen, von 

Angehörigen gefunden zu werden oder dass Passanten ihre Hilflosigkeit bemerken und 

entsprechende Hilfsmaßnahmen ergreifen können. Bei nicht wettergemäßer Kleidung oder 

wenn die Betroffenen auf die regelmäßige Einnahme von Medikamenten angewiesen ist, steigt 

die Gefahr für die Gesundheit der Betroffenen. Unangepasstes Verhalten kann im 

Straßenverkehr zudem zu schweren Unfällen führen.20 

Im Anbetracht dieser Gefahren scheint es erforderlich, gewisse Maßnahmen zur Verhinderung 

der Selbstgefährdung durch die „Hinlauftendenz“ zu treffen. 

 
17 Vgl. Löbach in: Kastner und Löbach 2018. S. 98. 
18 Vgl. Stokes in: Marshall und Allan 2011. S. 50. 
19 Vgl. Werner 2013. S. 115. 
20 Vgl. Kastner in: Kastner und Löbach 2018. S. 17. 
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2.3 Formen  

 

Demenzen können nach ihren Ursachen in primäre und sekundäre Demenzen eingeteilt 

werden. Die in dieser Bachelorarbeit thematisierten primären Demenzen entstehen durch 

Veränderungen des Gehirns, während sekundäre Demenzen die Folge anderer 

Erkrankungen, beispielsweise von Epilepsie oder Alkoholvergiftungen sind.  

Die häufigste Form von Demenz, die Alzheimer-Krankheit, ist eine primäre Form. Sie ist 

dadurch gekennzeichnet, dass es im Gehirn zu Eiweißablagerungen kommt, Nervenzellen und 

die zwischen diesen bestehenden Verbindungen absterben und ein für das Gedächtnis 

notwendiger Botenstoff nicht mehr in ausreichender Menge ausgeschüttet wird.21 Während die 

Alzheimer-Demenz langsam und kontinuierlich verläuft, folgt die zweithäufigste Form,  die 

sogenannte vaskuläre Demenz, einem schrittweisen Verlauf. Ihr Ausmaß hängt allein von den 

ursächlichen Durchblutungsstörungen ab, welche das Absterben von Nervenzellen im Gehirn 

zur Folge haben.22 Weitere primäre Formen der Demenz gehen auf die zugrundeliegenden, 

das Gehirn betreffenden Erkrankungen zurück, so beispielsweise auf Chorea Huntington, das 

Parkinson-Syndrom oder eine HIV-Krankheit.23 

 

2.4 Behandlung 

 

Da aktuell noch keine Therapie zur Heilung der Demenz führt, beschränkt sich die Behandlung 

auf die Verlangsamung der Erkrankung und die Minderung der Symptome zur Verbesserung 

der Lebensqualität der Betroffenen und ihren Angehörigen.24 Neben ärztlich verordneten 

Medikamenten können beispielsweise Ergo-, Kunst- und Musiktherapien, Biographiearbeit, 

sowie Logopädie und Gedächtnistraining positive Effekte auf die Symptome haben.25 Um 

konkret die „Hinlauftendenz“ zu verringern, kann versucht werden, das Symptom  

Ruhelosigkeit zu behandeln. Von der regelmäßigen Beruhigung des Betroffenen durch 

Medikamente wird abgeraten.26 Wertschätzendes Verhalten gegenüber dem Erkrankten, 

Erinnerungspflege und entsprechende Schulungen der Angehörigen können der Ruhelosigkeit 

präventiv entgegengebracht werden.27 „In der akuten Situation können [dagegen] basale bzw.  

sensorische Stimulation, der Einsatz von Musiktherapie, Snoezelen, körperliche Berührung 

und körperliche Bewegung wirksam sein.“28  

 
21 Vgl. Werner 2013. S. 40 f.  
22 Vgl. Weih 2011. S. 81 f.  
23 Vgl. Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information 2020. dimdi Kap. V. 
24 Vgl. Kastner in: Kastner und Löbach 2018. S. 69. 
25 Vgl. Schröder 2014. S. 106 f. 
26 Vgl. Weih 2011. S. 186. 
27 Vgl. Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde et al. 2016. 

awmf Kap. 3.5.1. 
28 Ebenda. 
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3 Feststellung der Entscheidungskompetenz von Menschen mit 

Demenz 

 

3.1 Problematik der Antragstellung 

 

3.1.1 Grundsätzliche Geschäftsfähigkeit Volljähriger 

 

Gemäß § 33 (1) S. 1 SGB XI werden die Leistungen der Pflegeversicherung auf Antrag 

gewährt. Um Verfahrenshandlungen jedoch überhaupt vornehmen zu dürfen, muss der 

Antragsteller nach § 11 (1) Nr. 1 SGB X eine natürliche, nach bürgerlichem Recht 

geschäftsfähige Person sein. Grundsätzlich tritt gemäß § 104 Nr. 1 und § 106 BGB i. U. mit 

der Volljährigkeit auch die volle Geschäftsfähigkeit ein. Wer sich jedoch nach § 104 Nr. 2 BGB 

in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der 

Geistestätigkeit befindet, ist, sofern dieser Zustand seiner Natur nach nicht nur vorübergehend 

ist, auch als Volljähriger geschäftsunfähig. Die Person, welche sich auf die 

Geschäftsunfähigkeit eines Betroffenen beruft, trägt die Beweislast.29 Fraglich ist, ob aufgrund 

einer Demenz Geschäftsunfähigkeit vorliegen kann. 

 

3.1.2 Prüfung der Geschäftsunfähigkeit  

 

3.1.2.1 Störung der Geistestätigkeit 

 

Sowohl Geisteskrankheiten als auch Geistesschwächen sind vom Regelungsgehalt des 

§ 104 Nr. 2 BGB umfasst.30 Es ist unerheblich, wie die medizinische Bezeichnung der Störung 

der Geistestätigkeit lautet,31 sie muss lediglich krankhaft32 und geeignet sein, die freie 

Willensbestimmung „nach Art, Schweregrad und Ausmaß“33 auszuschließen. Grundsätzlich 

könnte dies bei einer Demenz der Fall sein.  

 

3.1.2.2 Ausschluss der freien Willensbildung 

 

Das Vorliegen einer durch die Störung ausgeschlossenen freien Willensbildung wird daran 

beurteilt, ob die betroffene Person Entscheidungen durch das Abwägen einzelner Argumente 

frei treffen kann oder ob eine freie Willensbildung aufgrund unkontrollierbarer Triebe und 

 
29 Vgl. Jürgens in: Crailsheim et al. 2019. BGB § 104 Rn. 7. 
30 Vgl. OLG München, 04.11.2009, 33 Wx 285/09. juris Rn. 15.  
31 Vgl. OLG Düsseldorf, 06.03.1998, 7 U 210/95. juris Rn. 31. 
32 Vgl. Spickhoff in: Säcker et al. 2018. beck-online BGB § 104 Rn. 11. 
33 OLG München, 04.11.2009, 33 Wx 285/09. juris Rn. 19. 
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Vorstellungen oder wegen des Einflusses anderer Personen nicht stattfinden kann.34 

Verschiedene Symptome, die im Zusammenhang mit dem demenziellen Syndrom auftreten, 

können einen Einfluss auf die freie Willensbildung haben. 

So führen Bewusstseins-, Orientierungs- und Gedächtnisstörungen dazu, dass 

entscheidendes Wissen um die derzeitige Situation, beispielsweise die Zeit und den Ort, fehlt, 

die aktuelle Situation nicht in einen Kontext eingeordnet werden kann und damit keine 

Grundlage für eine Entscheidung vorliegt. Wahnvorstellungen führen zur Abkehr von 

Erfahrungen, logischem Denken und Kritikfähigkeit und können damit die freie Willensbildung 

verhindern. Ähnliches gilt im Falle einer Affektivitätsstörung, hier führen auf Emotionen 

beruhende Affekte zu ansonsten vollständig unreflektierten Handlungen. Durch 

Persönlichkeitsveränderungen können sich bisherige Lebenserfahrungen und vertretene 

Werte so stark verändern, dass keine Sinnkontinuität in der Willensbildung mehr besteht.35 

Leichte Beeinflussbarkeit allein begründet wiederum noch keinen Ausschluss der freien 

Willensbildung, wenn die Fähigkeit zur autonomen Willensbildung nicht fehlt. Auch 

altersbedingte geistige Leistungseinbußen reichen nicht aus, um zu beweisen, dass eine 

Geschäftsunfähigkeit vorliegt.36 

Da die Beurteilung dieser Voraussetzung weder allein juristisch, medizinisch oder 

psychiatrisch ist,  erfolgt sie durch das Gericht, welches neben seinen eigenen 

Lebenserfahrungen auch psychiatrische Gutachten von Sachverständigen berücksichtigt, 

wobei es an diese Gutachten nicht gebunden ist und diese nicht ohne eine eigene 

Stellungnahme übernehmen darf.37  

Im Anbetracht des Verlaufes einer Demenz erscheint es als möglich, dass ab einem gewissen 

Schweregrad der Erkrankung eine freie Willensbildung ausgeschlossen ist. 

 

3.1.2.3 Dauer der Störung 

 

Die Störung der Geistestätigkeit muss eine gewisse Dauer haben, wobei es ausreichend ist, 

wenn die Störung nach längerer Behandlung dennoch heilbar ist.38 Da Demenz, wie zuvor 

erläutert, nicht heilbar ist, liegt die Dauerhaftigkeit vor.  

Fraglich ist, wie die Geschäftsfähigkeit in ggf. auftretenden sogenannten lichten Momenten zu 

beurteilen ist. In lichten Momenten befindet sich die betroffene Person nicht in dem von 

 
34 Vgl. BGH, 19.06.1970, IV ZR 83/69. juris Rn. 13. 
35 Vgl. Cording in: ZEV 2010, 115. beck-online Nr. 3.2.2.1 – 3.2.2.10. 
36 Vgl. OLG München, 02.11.2016, 3 U 1522/16. BeckRS 2016, 19496, beck-online Rn. 25 - 41. 
37 Vgl. BGH, 28.02.1969, V ZR 165/65. BeckRS 2016, 389, beck-online Teil II.14. 
38 Vgl. Spickhoff in: Säcker et al. 2018. beck-online BGB § 104 Rn. 13. 



9 

 

§ 104 Nr. 2 BGB geforderten Zustand der krankhaften Störung der Geistestätigkeit, sodass in 

einem solchen Moment grundsätzlich die Geschäftsfähigkeit wieder vorliegt.39  

Unter Berufung auf Sachverständige hält die Rechtsprechung derartige lichte Momente bei 

langjährigen, chronisch fortschreitenden Störungen, zu denen auch die Demenz zählt, jedoch 

für nahezu ausgeschlossen. Da während des Bestehens der Demenzerkrankung viele 

Informationen entweder nicht oder nicht realitätsgerecht verarbeitet werden, müssten die 

signifikanten Wissenslücken nach einer grundsätzlich unwahrscheinlichen Besserung des 

Krankheitszustandes zunächst wieder gefüllt werden, bevor eine freie Willensbildung im Sinne 

des Betroffenen wieder möglich ist. In einem durch das Gericht überprüften Fall habe eine an 

mittelschwerer Demenz erkrankte Person beispielsweise ihren Willen klar zum Ausdruck 

bringen können und habe auf eine medizinisch nicht fachkundige Person geistig normal 

gewirkt. Dennoch habe die Betroffene durch ihre Krankheit bereits einige der zur Bildung eines 

freien Willens erforderlichen kognitiven Fähigkeiten verloren, sodass sie nach Auffassung des 

Gerichts trotz der scheinbaren Besserung ihres Zustandes weiterhin keinen freien Willen 

bilden konnte.40 

  

3.1.3 Folgen der Geschäftsunfähigkeit 

 

Fraglich ist nun, welche Folgen es hat, wenn ein an Demenz erkrankter Mensch nachweislich 

geschäftsunfähig ist. Nach § 105 (1) BGB ist die Willenserklärung eines Geschäftsunfähigen 

nichtig. Umfasst sind alle Willenserklärungen, selbst dann, wenn sie rechtlich oder 

wirtschaftlich ausschließlich vorteilhaft sind.41 Lediglich Geschäfte des täglichen Lebens, die 

mit geringwertigen Mitteln bewirkt werden können, können nach § 105a S. 1 BGB auch durch 

einen volljährigen Geschäftsunfähigen bewirkt werden. Damit ein von Demenz betroffener, 

geschäftsunfähiger Mensch die Leistungen nach dem SGB XI beantragen kann, benötigt er 

einen gesetzlichen Vertreter, in diesem Fall kommt ein Betreuer in Betracht.42  

 

3.2 Betreuungsrechtliche Betrachtung 

 

3.2.1 Abgrenzung von Geschäftsunfähigkeit und Betreuerbestellung 

 

Das Vorliegen von Geschäftsunfähigkeit ist weder eine Voraussetzung, noch eine Folge der 

Bestellung eines Betreuers.43 Es ist möglich, dass ein von Demenz Betroffener zwar nicht 

 
39 Vgl. Wendtland in: Bamberger et al. 2019. beck-online BGB § 104 Rn. 8.  
40 Vgl. OLG München, 01.07.2013, 31 Wx 266/12. juris Rn. 19 f.  
41 Vgl. Spickhoff in: Säcker et al. 2018. beck-online BGB § 105 Rn. 8. 
42 Vgl. Jürgens in: Crailsheim et al. 2019. BGB § 105 Rn. 2. 
43 Vgl. Dettmers und Weis 2017. Rn. 564 f.  
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geschäftsunfähig ist, da er seinen Willen im beschränkten Maß noch bilden kann, er aber 

dennoch betreuungsbedürftig i. S. d. § 1896 (1) S. 1 BGB ist.44  

 

3.2.2 Voraussetzungen der Betreuerbestellung 

 

3.2.2.1 Volljährigkeit 

 

Nach § 1896 (1) S. 1 BGB wird durch das Betreuungsgericht von Amts wegen oder auf Antrag 

ein Betreuer bestellt, wenn ein Volljähriger seine Angelegenheiten aufgrund einer psychischen 

Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung ganz oder teilweise 

nicht besorgen kann. Dass die von Demenz Betroffenen in der Regel volljährig sind, wurde 

bereits erörtert. 

 

3.2.2.2 Vorliegen einer Beeinträchtigung 

 

Das Vorliegen der körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung oder psychischen 

Krankheit und der damit verbundene Betreuungsbedarf ist gemäß § 280 (1) S. 1 FamFG durch 

ein psychiatrisches Gutachten ärztlich zu prüfen. Dabei wird häufig die ICD-10 zur 

Bezeichnung der Krankheit oder der Behinderung verwendet.  Im BGB sind jedoch keine 

Definitionen der Begriffe psychische Krankheit und Behinderung enthalten.  Definitionen aus 

anderen Gesetzen, beispielsweise der Behinderungsbegriff des § 2 (1) SGB IX, dürfen 

aufgrund ihres abweichenden Regelungsbereiches nur ergänzend herangezogen werden.45  

In der Literatur wird Krankheit i. S. d. § 1896 BGB folgendermaßen definiert:  

„Unter Krankheit versteht man eine funktionale Störung prozesshafter Natur, die sich bessern 

oder verschlimmern kann.“46 

Körperlich begründbare und körperlich nicht begründbare Psychosen, 

Abhängigkeitskrankheiten und Psychopathien sind als psychische Krankheiten anzusehen.47 

Die in dieser Arbeit thematisierten Demenzen nach F00 bis F03 ICD-10-GM sind allesamt 

irreversible seelische Störungen als Folge von Krankheiten des Gehirns und fallen damit unter 

den Begriff der körperlich begründbaren Psychose, eine psychische Krankheit i. S. d. 

§ 1896 (1) S. 1 BGB liegt damit vor.48 

 

 
44 Vgl. Jürgens in: Crailsheim et al. 2019. BGB § 104 Rn. 6. 
45 Vgl. Jürgens in: Crailsheim et al. 2019. BGB § 1896 Rn. 3. 
46 Dettmers und Weis 2017. Rn. 194. 
47 Vgl. BT-Drucks 11/4528, S. 116.  
48 Vgl. Loer in: Jürgens 2016. Rn. 14. 
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Bei der Definition der Behinderung werden die seelischen, geistigen und körperlichen 

Behinderungen wie folgt unterschieden: 

„Geistige Behinderungen sind Intelligenzdefekte verschiedener Schweregrade.“49   

„Als seelische Behinderungen sind bleibende psychische Beeinträchtigungen anzusehen, die 

Folge von psychischen Krankheiten sind.“50 

„Eine körperliche Behinderung liegt vor, wenn die Seh- oder Hörfähigkeit, das Sprechen oder 

die Fortbewegungsfreiheit eines Betroffenen negativ von den Fähigkeiten eines 

Durchschnittsmenschen abweichen.“51 

Da bei einer seelischen Behinderung der Definition folgend in jedem Fall eine psychische 

Krankheit vorliegt, handelt es sich bei diesem Begriff lediglich um einen Auffangtatbestand, 

der planwidrige Regelungslücken verhindern soll.52 Körperliche Behinderungen allein führen 

nur in den seltensten Fällen zur Bestellung eines Betreuers.53  

Zeitlich betrachtet hat die körperliche, geistige oder seelische Behinderung oder psychische 

Krankheit bei der Betreuerbestellung vorzuliegen.54   

 

3.2.2.3 Unvermögen zur Besorgung eigener Angelegenheiten 

 

Ferner ist zu prüfen, ob der Betroffene seine Angelegenheiten durch die Krankheit oder 

Behinderung selbst nicht besorgen kann. Aus der Lebenssituation des Betroffenen ergibt sich, 

welche Angelegenheiten in seinem Interesse als seine Angelegenheiten entsprechend seiner 

sozialen Stellung und seinem Lebensstil zu besorgen sind.55 Es muss sich dabei um rechtlich 

relevante Angelegenheiten handeln,56 die derjenige wegen der Krankheit oder Behinderung 

nicht persönlich und auch nicht durch einen Bevollmächtigten besorgen könnte.57 

Angelegenheiten, die der Betroffene nach freiem Willen nicht erledigen will, beispielsweise wie 

er sie als unwichtig einschätzt, zählen nicht zu den zu besorgenden Angelegenheiten.58 Eine 

Angelegenheit, die ein von Demenz Betroffener nicht selbst besorgen kann, könnte die 

Beantragung von Leistungen des SGB XI sein. 

Insbesondere bei psychischen Krankheiten muss der Grad der Erkrankung so hoch sein, dass 

die Wahrnehmung des Selbstbestimmungsrechtes durch den Betroffenen ausgeschlossen ist 

 
49 BayObLG, 07.10.1993, 3Z BR 193/93. BeckRS 1993, 524, beck-online Rn. 8. 
50 BT-Drucks 11/4528, S. 116. 
51 Dettmers und Weis 2017. Rn. 201. 
52 Vgl. BT-Drucks 11/4528, S. 116.  
53 Vgl. Müller-Engels in: Bamberger et al. 2019. beck-online BGB § 1896 Rn. 14. 
54 Vgl. Schneider in: Säcker et al. 2020. beck-online BGB § 1896 Rn. 242. 
55 Vgl. BayObLG, 22.10.1996, 3Z BR 178/96. juris Rn. 16. 
56 Vgl. Schneider in: Säcker et al. 2020. beck-online BGB § 1896 Rn. 20. 
57 Vgl. OLG München, 06.04.2005, 33 Wx 032/05. juris Rn. 6.  
58 Vgl. Roth in: Dodegge und Roth 2018. BGB § 1896 Rn. 19. 
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bzw. dass er auf dem Gebiet, welches die Betreuung umfassen soll, keine 

eigenverantwortlichen Entscheidungen treffen kann.59   Auf Gebieten, auf denen sich auch 

gesunde Volljährige der Hilfe eines Dritten, z.B. eines Rechtsanwaltes, bedienen würden, kann 

kein Betreuungsbedarf bestehen.60 Bei der Antragstellung im SGB XI wird i. d. R. nicht die 

Hilfe eines Dritten benötigt, sodass Betreuungsbedarf bestehen kann.  

Die Krankheit oder Behinderung muss die Ursache für das Unvermögen sein, die eigenen 

Angelegenheiten zu besorgen. Andere Ursachen für das Unvermögen, wie zum Beispiel 

unangepasste Verhaltensweisen, soziale Probleme, Unerfahrenheit oder schwierige familiäre 

Verhältnisse können kein Grund für die Betreuerbestellung sein.61 

 

3.2.2.4 Ausschluss der freien Willensbildung 

 

Gemäß § 1896 (1a) BGB darf gegen den freien Willen eines Volljährigen ein Betreuer nicht 

bestellt werden. Wenn der Betroffene seiner Betreuung nicht zustimmt, ist zu prüfen, ob diese 

Ablehnung auf seinem freien Willen beruht, wobei der Begriff des freien Willens mit dem des 

§ 104 Nr. 2 BGB übereinstimmt.62  

Im konkreten Fall muss der Betroffene verstehen, weshalb und mit welchen Konsequenzen für 

ihn ein Betreuer, welcher auf dem ihm übertragenen Aufgabengebiet eigenständige 

Entscheidungen treffen wird, bestellt werden soll. Neben dieser Einsichtsfähigkeit über die 

Vor- und Nachteile einer Betreuung muss der Betroffene in der Lage sein, dementsprechend 

eigenständig eine Entscheidung bezüglich seiner Betreuung zu treffen. Liegt entweder nur die 

Einsichtsfähigkeit oder nur die Fähigkeit, nach einer Einsicht zu handeln, vor, besteht kein 

freier, sondern nur ein natürlicher Wille. Dieser natürliche Wille kann eingeschränkt werden, 

wenn ihm auch bei Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes sachliche Erwägungen 

entgegenstehen. Grundsätzlich ist es also möglich, dass eine Betreuung wegen des 

natürlichen Willens des Betroffenen abgelehnt wird.63  

Im Hinblick auf die Demenz ist es sowohl denkbar, dass der Betroffene seiner Betreuung 

zustimmt, als auch, dass er sie ablehnt. Es wäre bei einer Ablehnung zu prüfen, inwieweit noch 

mindestens der natürliche Wille vorliegt und inwieweit diesem entsprochen werden kann. Liegt 

nur der natürliche, nicht aber der freie Wille vor, müsste in Bezug auf einen Antrag auf 

Leistungen nach dem SGB XI geprüft werden, inwieweit es dem Wohl des Betroffenen 

entgegenstehen würde, wenn kein Betreuer zwecks der Wahrnehmung dieser Aufgabe bestellt 

würde. In die Erwägungen sollte einbezogen werden, wie groß die Pflegebedürftigkeit des 

 
59 Vgl. OLG Hamm, 30.08.1994, 15 W 237/94. BeckRS 1994, 10250, beck-online Rn. 21. 
60 Vgl. OLG München, 06.04.2005, 33 Wx 032/05. juris Rn. 7.  
61 Vgl. Jürgens in: Crailsheim et al. 2019. BGB § 1896 Rn. 11. 
62 Vgl. BGH, 09.02.2011, XII ZB 526/10. FGPrax 2011, 119, beck-online Rn. 3 – 7. 
63 Vgl. BT-Drucks. 15/2494, S. 28. 
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Betroffenen ist und inwieweit die Pflege auch ohne die Leistungen der sozialen 

Pflegeversicherung sichergestellt werden kann. Wenn ohne die Betreuung im Bereich der 

Antragstellung auf Sozialleistungen eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit des Betroffenen 

entstehen würde, kann dies ein Grund sein, dem natürlichen Willen des Betroffenen nicht zu 

folgen. Andererseits sollte auch die große Bedeutung des Rechtes auf die freie Entfaltung der 

Persönlichkeit nach Art. 2 (1) GG als Argument gegen die Betreuerbestellung beachtet 

werden. Damit sind in jeder Abwägung, ob gegen den natürlichen Willen des Betroffenen ein 

Betreuer bestellt wird, die Besonderheiten des Einzelfalls zu beachten und die durch das 

Grundgesetz geschützten Rechte zu wahren.  

 

3.2.2.5 Erforderlichkeit 

 

Nach § 1896 (2) S. 1 BGB muss die Betreuung erforderlich sein. Somit darf die Betreuung 

nicht über die krankheits- oder behinderungsbedingt eingeschränkte Handlungsfähigkeit 

hinausgehen.64 Die Erforderlichkeit der Betreuung ist für die einzelnen Aufgabenkreise, die 

übertragen werden sollen, jeweils einzeln zu prüfen.65 Eine Erforderlichkeit liegt nicht vor, wenn 

der Zweck der Betreuung nicht durch diese erreicht werden kann.66 

Erforderlichkeit ist gemäß § 1896 (2) S. 2 BGB ferner nicht gegeben, soweit die 

Angelegenheiten des Volljährigen durch einen Bevollmächtigten, der nicht zu den in 

§ 1897 (3) BGB bezeichneten Personen gehört, oder durch andere Hilfen, bei denen kein 

gesetzlicher Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt werden 

können. Wie zuvor festgestellt, könnte es ab einem bestimmten Grad der Demenzerkrankung 

an der Geschäftsfähigkeit des Betroffenen mangeln, sodass aufgrund des § 105 (1) BGB eine 

Bevollmächtigung nicht möglich wäre. Selbst wenn die Geschäftsfähigkeit und damit die 

Möglichkeit zur Bevollmächtigung besteht, ist die Betreuung nur dann nicht erforderlich, wenn 

es tatsächlich eine Person gibt, welcher der Betroffene vertraut und die als Bevollmächtigter 

für den Betroffenen tätig sein kann und will.67 Noch vor dem Eintreten der Geschäftsunfähigkeit 

könnte der Betroffene allerdings eine wirksame Altersvorsorgevollmacht errichtet haben, die 

es einem Bevollmächtigten ermöglicht, ihn auch nach dem Verlust seiner 

Selbstbestimmungsfähigkeit entsprechend seiner Interessen zu vertreten.68 Das Handeln des 

Bevollmächtigten dürfte unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit nur dann durch einen 

 
64 Vgl. Kemper in: Dörner 2017. BGB § 1896 Rn. 18. 
65 Vgl. BGH, 22.03.2017, XII ZB 260/16. NJW-RR 2017, 641, beck-online Rn. 7. 
66 Vgl. BayObLG 25.07.1994, 3 Z BR 97/9. FHZivR 41 Nr. 3373. beck-online. 
67 Vgl. BGH, 23.09.2015, XII ZB 225/15. NJW-RR 2016, 6, beck-online Rn. 13. 
68 Vgl. Budzikiewicz in: Stürner 2018. BGB § 1896 Rn. 26. 
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sogenannten Vollmachtsbetreuer kontrolliert werden, wenn der konkrete Verdacht besteht, 

dass der Betreuungsbedarf nicht ausreichend gedeckt wird.69   

 

Zudem ist durch die Prüfung der Erforderlichkeit sicherzustellen, dass die Subsidiarität der 

Betreuung gegenüber anderweitigen Hilfsangeboten gewährleistet ist.70 Dabei handelt es sich 

um soziale, tatsächliche Hilfen zur Bewältigung des Alltags, beispielsweise die Angebote 

sozialer Einrichtungen, der kommunalen Sozialarbeit und die persönliche Unterstützung durch 

Familienangehörige und Bekannte. Bei einer Geschäftsunfähigkeit des Betroffenen können 

diese tatsächlichen Hilfen die rechtliche Vertretung jedoch nicht ersetzen. 

Sozialleistungsanträge müssen stets von einem gesetzlichen Vertreter gestellt werden. Gibt 

es also keinen wirksam Bevollmächtigten, welcher für den geschäftsunfähigen Betroffenen 

handeln kann, ist für die Antragstellung eine Betreuung erforderlich.71  

 

Aus dieser Prüfung geht schließlich hervor, ob und ggf. für welchen Aufgabenkreis ein 

Betreuungsbedarf vorliegt. Ein möglicher Aufgabenkreis wären die Regelung von 

Behördenangelegenheiten, insbesondere die Beantragung von Leistungen des SGB XI.  

 

3.2.3 Anlass 

 

Die Bestellung eines Betreuers erfolgt gemäß § 1896 (1) BGB vom Amts wegen oder auf 

Antrag des Volljährigen, unabhängig davon, ob er geschäftsfähig ist. Die Betreuerbestellung 

darf nicht durch Dritte beantragt werden, deren Begehren ist lediglich als Anregung zur 

Einleitung des Verfahrens von Amts wegen zu werten.72  

 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen könnte die Betreuerbestellung von Amts wegen einem 

Verfahren nach § 15 (1) Nr. 4 SGB X folgen. Andererseits ist auch die alleinige Bestellung 

eines Vertreters für die Antragstellung im SGB XI nach § 15 SGB X möglich, wenn der von 

Demenz betroffene Mensch in anderen Bereichen keinen Betreuer benötigt.  

Zweifelt eine Behörde die Geschäftsfähigkeit eines Antragstellers an, hat sie die 

Voraussetzungen des § 15 SGB X von Amts wegen nach § 20 SGB X zu prüfen.73 Nach 

§ 15 (1) Nr. 4 SGB X ist für einen Beteiligten, der infolge einer psychischen Krankheit oder 

körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung nicht in der Lage ist, in dem 

 
69 Vgl. Kemper in: Dörner 2017. BGB § 1896 Rn. 19c. 
70 Vgl. Roth in: Dodegge und Roth 2018. BGB § 1896 Rn. 20. 
71 Vgl. Jürgens in: Crailsheim et al. 2019. BGB § 1896 Rn. 21 f.  
72 Vgl. Schneider in: Säcker et al. 2020. beck-online BGB § 1896 Rn. 136.  
73 Vgl. BSG, 05.04.2000, B 5 RJ 38/99 R. BeckRS 2000, 41330, beck-online Rn. 12. 
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Verwaltungsverfahren selbst tätig zu werden, auf Ersuchen der Behörde durch das Gericht ein 

geeigneter Vertreter zu bestellen.  

Als psychische Krankheit i S. d. § 15 (1) Nr. 4 SGB X gelten die in Kap. V ICD-10 aufgelisteten 

Störungen.74 Somit könnte die Demenz als Teil des Kap. V ICD-10 ein Anlass für die 

Bestellung eines Vertreters sein, wenn sie die Ursache dafür ist, dass der Betroffene selbst 

nicht tätig werden kann und wenn das Tätigsein des Betroffenen nicht durch andere 

Maßnahmen ermöglicht werden kann.75 Existiert bereits ein Betreuer für den Aufgabenkreis 

der Beantragung von Sozialleistungen, kommt § 15 (1) Nr. 4 SGB X nicht in Betracht.76 Die 

Bestellung eines Vertreters müsste zudem verhältnismäßig sein. Sie wäre als 

unverhältnismäßig abzulehnen, wenn in absehbarer Zeit mit einem Wegfall der 

Voraussetzungen für die Bestellung zu rechnen ist.77  

 

3.2.4 Wahl des Betreuers 

 

Fraglich ist, wer Betreuer werden kann. Aus § 1897 (1) i. V. m. § 1900 (1) BGB ergibt sich der 

Vorrang der Betreuung durch eine natürliche Person vor Vereinen oder Behörden. Zudem sind 

nach § 1897 (6) BGB geeignete, zur Verfügung stehende ehrenamtliche Betreuer vorrangig 

gegenüber von Berufsbetreuern zu bestellen.  

Ein Betreuer muss in jedem Fall i. S. d. § 1897 (1) BGB geeignet sein, in dem gerichtlich 

bestimmten Aufgabenkreis die Angelegenheiten des Betroffenen rechtlich zu besorgen und 

ihn in dem hierfür erforderlichen Umfang persönlich zu betreuen. Es ist somit unter 

Berücksichtigung der Kenntnisse und Fähigkeiten des Betreuers, seiner gesundheitlichen 

Verfassung, seiner räumlichen und persönlichen Nähe zum Betroffenen, seiner beruflichen 

und finanziellen Auslastung sowie seiner Einstellungen zur Betreuungsführung zu 

prognostizieren, ob er die Betreuung zum Wohle des Betroffenen  durchführen kann.78 

Insbesondere bei einer Demenz könnte eine persönliche Nähe des Betreuers zum Betroffenen 

sinnvoll sein. Nahe Angehörige kannten den Betroffenen bereits vor dem Beginn der 

Erkrankung, konnten dabei seine Denkweisen, Wünsche und Gewohnheiten genau 

kennenlernen und können somit Entscheidungen treffen, die der Betroffene wollen würde und 

auch im Zustand der Erkrankung noch akzeptieren würde. Andererseits ist zu beachten, dass 

der Betroffene von einer fortschreitenden Krankheit betroffen ist, welche erhebliche 

Einschränkungen der geistigen und später auch körperlichen Fähigkeiten und damit auch 

einen ständig steigenden Betreuungsbedarf zur Folge hat. Dies kann insbesondere für nahe 

 
74 Vgl. Roller in: Wulffen 2014. SGB X § 15 Rn. 9. 
75 Vgl. Prehn in: Diering et al. 2019. SGB X § 15 Rn. 17. 
76 Vgl. Löcher in: Eichenhofer 2012. SGB X § 13 – 15 Rn. 40. 
77 Vgl. Roller in: Wulffen 2014. SGB X § 15 Rn. 10. 
78 Vgl. BGH, 30.9.2015, XII ZB 53/15. NJW-RR 2016, 1, beck-online Rn. 16. 
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Angehörige, die sich bereits um die Pflege des Betroffenen kümmern, mit einer sehr hohen 

Belastung, sowohl zeitlich, geistig als auch gesundheitlich, verbunden sein. Allgemein 

betrachtet könnte es somit von Vorteil sein, wenn als Betreuer eine geeignete Person 

ausgewählt wird, die dem Betroffenen als Familienangehöriger oder guter Bekannter 

nahesteht, gleichzeitig aber nicht bereits durch die Pflege des Betroffenen ausgelastet ist. 

 

Schlägt der Betroffene eine Person vor, die zum Betreuer bestellt werden kann, so ist diesem 

Vorschlag gemäß § 1897 (4) S. 1 BGB zu entsprechen, wenn es dem Wohl des Betroffenen 

nicht zuwiderläuft. Um einen Betreuer vorschlagen zu können, muss weder die 

Geschäftsfähigkeit noch die Einsichtsfähigkeit des Betroffenen vorliegen, auch seine 

Motivationsgründe sind unerheblich.79 Das Gericht muss dem Vorschlag des Betroffenen nicht 

folgen, wenn ein Berufsbetreuer vorgeschlagen wird, obwohl ein geeigneter ehrenamtlicher 

Betreuer zur Verfügung steht.80 Darüber hinaus darf nach § 1897 (3) BGB nicht zum Betreuer 

bestellt werden, wer zu einer Anstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung, in welcher 

der Volljährige untergebracht ist oder wohnt, in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer 

anderen engen Beziehung steht. Nach § 1897 (4) S. 2 BGB soll auch auf den Wunsch 

Rücksicht genommen werden, eine bestimmte Person nicht zu bestellen.  

Äußert der Betroffene keinen Wunsch, wählt das Gericht einen geeigneten Betreuer im 

Rahmen des pflichtgebundenen Ermessens, unter Rücksichtnahme auf die 

verwandtschaftlichen und sonstigen persönlichen Bindungen des Betroffenen und auf 

mögliche Interessenskonflikte gemäß § 1897 (5) BGB aus. 81 

 

3.2.5 Ablauf des gerichtlichen Verfahrens 

 

Bezüglich der Zuständigkeit ergibt sich aus § 23a (1) Nr. 2 i. V. m. (2) Nr. 1 Var. 1 GVG, dass 

die Amtsgerichte für Betreuungssachen sachlich zuständig sind. Bei dem Amtsgericht werden 

nach § 23c GVG Betreuungsgerichte gebildet. In § 272 FamFG ist die örtliche Zuständigkeit 

geregelt. In Fällen, in denen noch kein Betreuer bestellt ist, wird die Zuständigkeit i. d. R. 

gemäß § 272 (1) Nr. 2 bei dem Gericht liegen, in dessen Bezirk der Betroffene seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

 

Der Beginn des Verfahrens wurde bereits in 3.2.3 Anlass erläutert. Zunächst ist durch das 

Gericht zu prüfen, ob eine Vollmacht vorliegt, durch die das weitere Verfahren gegebenenfalls 

 
79 Vgl. BGH, 28.3.2018, XII ZB 558/17. NJW-RR 2018, 705, beck-online Rn. 10. 
80 Vgl. Dettmers und Weis 2017. Rn. 246. 
81 Vgl. Schneider in: Säcker et al. 2020. beck-online BGB § 1897 Rn. 33. 
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nicht erforderlich wäre.82 Anschließend ist der Betroffene wegen Art. 103 (1) GG und 

§ 278 (2) FamFG über die Einleitung des Verfahrens und dessen möglichen Verlauf zu 

informieren. Selbst wenn er geschäftsunfähig ist, ist der Betroffene im gesamten Verfahren 

verfahrensfähig nach § 275 FamFG.  

Ferner sind Anhörungen vorgesehen. Gemäß § 279 (2) FamFG ist die zuständige 

Betreuungsbehörde bezüglich der Situation und Sichtweisen des Betroffenen, der 

Betreuerauswahl und der Erforderlichkeit der Betreuung anzuhören. Auf Verlangen des 

Betroffenen hat das Gericht nach § 279 (3) FamFG eine dem Betroffenen nahestehende 

Person anzuhören. Gegebenenfalls ist dem Betroffenen nach § 276 (1) S. 1 FamFG ein 

Verfahrenspfleger zu bestellen. Nach § 280 (1) S. 1 FamFG ist ein Gutachten über die 

Notwendigkeit der Betreuerbestellung einzuholen, für das ein Sachverständiger den 

Betroffenen gemäß § 280 (2) S. 1 FamFG untersuchen und befragen soll. Zudem hat sich das 

Gericht nach § 278 (1) S. 2 FamFG einen persönlichen Eindruck von dem Betroffenen zu 

verschaffen. Um einen realistischen Eindruck von den Eigenschaften und Fähigkeiten des 

Betroffenen und seinem sozialen Umfeld erhalten zu können, soll sich das Gericht diesen 

Eindruck gemäß § 278 (1) S. 3 FamFG in der üblichen Umgebung des Betroffenen 

verschaffen, sofern dieser nicht widerspricht.83 Insbesondere bei einer Demenz erscheint 

diese Regelung als äußerst hilfreich, da die verbliebenen Fähigkeiten zur Alltagsbewältigung 

in der vertrauten Umgebung besser erkennbar sind und sich das Gericht somit eine 

realitätsnahe Einschätzung bilden kann. Überdies ist der Betroffene persönlich nach 

§ 278 (1) S. 1 FamFG anzuhören, sofern die Anhörung nicht nach § 34 (2) FamFG 

unterbleiben kann. Bei einer schweren Demenz könnte hier ein Ausschlussgrund für die 

persönliche Anhörung vorliegen. Andernfalls ist zu erörtern,  ob das Einverständnis des 

Betroffenen mit der Bestellung eines Betreuers und der vorgesehenen Person des Betreuers 

vorliegt und was die Meinung des Betroffenen zum Gutachten, zum Betreuungsbedarf in den 

einzelnen Aufgabenkreisen sowie zu dessen Dauer ist.84  

Liegen nach der Ermittlung alle Voraussetzungen vor, beschließt das Gericht die Bestellung 

des Betreuers. Die Beschlussformel enthält gemäß § 286 FamFG die Bezeichnung des 

Aufgabenkreises des Betreuers, die Bezeichnung des Betreuers und seines Vereins bzw. 

seiner Behörde und den Zeitpunkt, bis zu dem das Gericht über die Aufhebung oder 

Verlängerung der Betreuung zu entscheiden hat. 

  

 
82 Vgl. Lesting in: Jürgens 2016. Rn. 366. 
83 Vgl. Lesting in: Jürgens 2016. Rn. 402. 
84 Vgl. Dettmers und Weis 2017. Rn. 440.  
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4 Die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung 

 

4.1 Maßnahmen zur Verhinderung der Selbstgefährdung 

 

4.1.1 Minderung der Sturzgefahr in der Wohnung 

 

Nun stellt sich die Frage, inwieweit die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung dazu 

beitragen können, das „Hinlaufen“ von Menschen mit Demenz zu verhindern. Es bietet sich 

an, zunächst die in Frage kommenden Maßnahmen aufzustellen und anschließend zu prüfen, 

inwieweit diese mit Hilfe der sozialen Pflegeversicherung verwirklicht werden können.  

Zunächst könnten einige Maßnahmen dazu dienen, die Sturz- und Verletzungsgefahr des 

Laufens in der Wohnung zu vermindern. In Betracht kommt die Begradigung von 

Türschwellen, wodurch die Stolpergefahr verringert werden kann. Ferner erscheint es als 

sinnvoll, rutschhemmende Bodenbeläge zu verlegen.  

Auch die Prävention von unnötigem Gehen könnte die Verletzungsgefahr im Haushalt 

verringern. Zum einen könnte dies durch die Verbesserung der Orientierungsmöglichkeiten 

innerhalb der Wohnung geschehen, da der betroffene Mensch seine Situation im besten Fall 

dank der Hilfen zeitlich und örtlich einordnen kann und bei Bedarf die wichtigen Räume finden 

kann, ohne suchen zu müssen. Grundvoraussetzung für eine gute Orientierung im Raum sind 

ausreichende Lichtverhältnisse, es wird i. d. R. eine Lichtstärke von über 500 Lux empfohlen.85 

Gegebenenfalls müssten folglich zusätzliche Lampen angebracht werden. Gleichzeitig sollten 

im Schlafzimmer lichtdichte Vorhänge oder Jalousien angebracht werden, damit der 

Demenzkranke auch bei heller Straßenbeleuchtung, die in das Zimmer scheint, oder an hellen 

Sommerabenden zeitlich orientiert ist und erkennt, dass es Nacht ist und geschlafen werden 

sollte.86  

Zum anderen sollten stets die grundlegenden Bedürfnisse des betroffenen Menschen 

sichergestellt sein. Durch die Versorgung mit „Essen auf Rädern“ kann beispielsweise das 

tägliche warme Mittagessen gewährleistet werden, eine Haushaltshilfe könnte notwendige 

Einkäufe erledigen, Mahlzeiten zubereiten und die Sauberkeit der Wohnung und der Wäsche 

sicherstellen. Diese Maßnahmen könnten zum einen dazu beitragen, dass der Betroffene nicht 

wegen eines unerfüllten Grundbedürfnisses versucht, bestimmten, ihn überfordernden 

Haushaltsaufgaben nachzugehen.  

 

 

 
85 Vgl. Werner 2013. S. 163. 
86 Vgl. Preuß 2014. S. 45. 
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4.1.2 Verhinderung übermäßig häufigen „Hinlaufens“ 

 

Weitere Maßnahmen könnten darauf abzielen, die Belastung durch übermäßig häufiges 

Gehen zu mindern. So kann eine Betreuungsperson auf die Häufigkeit des Gehens achten 

und den Betroffenen motivieren, gelegentliche Pausen einzulegen. Abgesehen davon könnte 

sie dem Betroffenen alternative Beschäftigungsmöglichkeiten anbieten und mit einer 

angemessenen Freizeitgestaltung und einer Ermöglichung von sozialen Kontakten das 

„Hinlaufen“ aus Gründen der Unterforderung, Langeweile oder Einsamkeit verhindern. 

Angehörigenschulungen könnten das Verständnis der Angehörigen für den Betroffenen und 

seine Handlungen zu wecken und hilfreiche Handlungsstrategien für typische 

Alltagssituationen vermitteln. Dadurch könnten Konflikte mit dem Betroffenen verhindert 

werden, sodass „Hinlaufen“ durch psychische Belastungen des Betroffenen seltener 

vorkommt.  

 

4.1.3 Vermeidung des Verirrens außerhalb der Wohnung 

 

Um zu verhindern, dass sich ein Mensch mit Demenz außerhalb der Wohnung verirrt, scheinen 

einige technische Geräte sinnvoll zu sein. So könnten GPS-Tracker den Angehörigen helfen, 

den Betroffenen wiederzufinden, wenn er die Wohnung verlassen hat und den Heimweg nicht 

allein finden kann. Das Gerät könnte beispielsweise einen Alarm auslösen, wenn sich der 

Betroffene bereits zu weit von seiner Wohnung entfernt hat oder sich zu lange außerhalb der 

Wohnung aufhält. 

Je nach Stärke der Desorientierung des Betroffenen könnte es auch erforderlich sein, den 

Betroffenen bei Ausflügen außer Haus stets zu begleiten. Insofern wäre eine engmaschige 

Betreuung des Betroffenen erforderlich, um stets auf seinen Bewegungsdrang reagieren zu 

können. Gleichwohl müsste ein unbegleitetes Verlassen der Wohnung verhindert werden. 

Umsetzbar wäre dies mit Warnmatten, die die Betreuungsperson darüber informieren, dass 

der Betroffene versucht, die Wohnung zu verlassen. Aber auch optische Hindernisse 

könnten den Betroffenen am Verlassen der Wohnung hindern, ohne das Verlassen der 

Wohnung für Dritte zu erschweren. Ist bekannt, dass der Betroffene das Haus verlassen will, 

um einer vor der Demenz üblichen Tätigkeit nachzugehen, könnte darauf mit einer 

entsprechenden Möblierung der Wohnung reagiert werden. Versucht ein Betroffener 

beispielsweise, „zur Arbeit“ ins Büro zu gehen, kann in der Wohnung ein Schreibtisch 

eingerichtet werden, an dem sich der Betroffene beschäftigen kann. 
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4.1.4 Zuordnung zu den Leistungen der sozialen Pflegeversicherung 

 

Die Pflegesachleistungen, das Pflegegeld, die Komplexleistung, der Entlastungsbetrag und 

Angebote zur Unterstützung im Alltag könnten zur Finanzierung oder Umsetzung der 

Betreuung des Betroffenen, der Hilfen im Haushalt und der Versorgung mit „Essen auf Rädern“ 

beitragen. Die Fortbildung der Angehörigen könnte als Pflegekurs für Angehörige und 

ehrenamtliche Pflegepersonen durch die soziale Pflegeversicherung zu gewähren sein. Die 

räumlichen Umbaumaßnahmen und die Hilfsmittel könnten Pflegehilfsmittel und 

wohnumfeldverbessernde Maßnahmen sein.  

 

4.2 Allgemeine Leistungsvoraussetzungen 

 

Es ist für alle vorgeschlagenen Maßnahmen zunächst zu prüfen, ob die Voraussetzungen für 

den Bezug von Leistungen der sozialen Pflegeversicherung eingehalten sind. Nach 

§ 33 (1) S. 1 SGB XI muss zunächst eine Antragstellung vorliegen. Die Leistungen der 

§§ 36 ff. SGB XI sind durch den Pflegebedürftigen zu beantragen, während die Leistungen der 

§§ 44 ff. SGB XI durch die Pflegeperson zu beantragen sind.87 Inwieweit eine Antragstellung 

durch einen Demenzkranken persönlich möglich ist und ggf. durch einen Vertreter zu 

übernehmen ist, wurde bereits thematisiert. Nach § 33 (1) S. 2 SGB XI wird die beantragte 

Leistung ab Antragstellung, frühestens hingegen von dem Zeitpunkt an, in dem die 

Anspruchsvoraussetzungen vorliegen, gewährt.  

Der Leistungsempfänger muss, sofern er nicht ausschließlich Teilnehmer eines Pflegekurses 

nach § 45 SGB XI ist, gemäß § 33 (1) S. 1 SGB XI ein Versicherter sein.88 Wer Versicherter 

ist, ist in den §§ 20 ff. SGB XI geregelt. Da das Risiko, vor dem Renteneintritt an Demenz zu 

erkranken, sehr gering ist,89 wird die Versicherteneigenschaft des Betroffenen i. d. R. nach 

§ 20 (1) Nr. 11 SGB XI vorliegen. Dafür müsste der Betroffene die Voraussetzungen für den 

Anspruch auf eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllen, diese Rente 

beantragt haben und der Krankenversicherungspflicht nach § 5 (1) Nr. 11, 11a, 11b oder 

12 SGB V unterliegen.  

Nach § 33 (2) S. 1 SGB XI muss der Versicherte in den letzten zehn Jahren vor der 

Antragstellung mindestens zwei Jahre als Mitglied versichert oder nach § 25 SGB XI 

familienversichert gewesen sein. Berücksichtigt werden gemäß § 33 (2) S. 2 SGB XI auch 

Zeiten der Weiterversicherung nach § 26 (2) SGB XI und gemäß § 33 (3) SGB XI die 

ununterbrochen zurückgelegten Versicherungszeiten in der privaten Pflegeversicherung, 

 
87 Vgl. Höfer in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 33 Rn. 5. 
88 Vgl. Krahmer/Stier in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 45 Rn. 5. 
89 Vgl. Weih 2011. S. 111. 
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wenn diese wegen des Eintritts von Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung 

oder in der Familienversicherung verlassen werden musste.  

Ferner darf kein Leistungsausschluss nach § 33a SGB XI vorliegen und der Anspruch darf 

nicht nach § 34 SGB XI ruhen.   

Voraussetzung für die Leistungen ist zudem das Bestehen von Pflegebedürftigkeit. 

Pflegebedürftig sind gemäß § 14 (1) SGB XI Personen, die gesundheitlich bedingte 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe 

durch andere bedürfen. Es muss sich um Personen handeln, die körperliche, kognitive oder 

psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder 

Anforderungen nicht selbständig kompensieren oder bewältigen können. Die 

Pflegebedürftigkeit muss auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, und mit 

mindestens der in § 15 SGB XI festgelegten Schwere bestehen. Im Falle einer Demenz liegen 

insbesondere Beeinträchtigungen der kognitiven Fähigkeiten vor. Während diese 

gesundheitlich bedingten Beeinträchtigungen im frühen Stadium der Demenz häufig noch 

durch den Betroffenen kompensiert werden können, steigt der Bedarf an fremder Hilfe im 

weiteren Verlauf des demenziellen Syndroms an. Von einer Dauer der Pflegebedürftigkeit von 

mindestens sechs Monaten ist auszugehen, da es bislang keine Heilungsmöglichkeiten gibt 

und sich die Symptome i. d. R. im Verlauf der Demenz verstärken.  

Entsprechend der Schwere der Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten 

wird gemäß § 15 (1) S. 1 SGB XI ein Pflegegrad vergeben. Der Pflegegrad ergibt sich, indem 

zunächst gemäß § 15 (2) SGB XI Punkte entsprechend Beeinträchtigung der Selbstständigkeit 

oder der Fähigkeiten für die in Anlage 1 SGB XI aufgelisteten Kriterien vergeben werden. Die 

Kriterien sind nach § 15 (2) i. V. m. § 14 (2) SGB XI den Bereichen Mobilität, kognitive und 

kommunikative Fähigkeiten, Verhaltensweisen und psychische Problemlagen, 

Selbstversorgung, Bewältigung von und selbstständiger Umgang mit krankheits- oder 

therapiebedingten Anforderungen und Belastungen sowie Gestaltung des Alltagslebens und 

sozialer Kontakte zugeordnet. Nachdem die Punkte in den einzelnen Bereiche nach 

§ 15 (2) SGB XI gewichtet wurden, wird die Anzahl der Gesamtpunkte gemäß § 15 (3) SGB XI 

einem Pflegegrad von 1 bis 5 zugeordnet. Während im Pflegegrad 1 geringe 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten vorliegen, bestehen im 

Pflegegrad 5 schwerste Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten mit 

besonderen Anforderungen an die pflegerische Versorgung. Die Prüfung, ob die 

Voraussetzungen der Pflegebedürftigkeit erfüllt sind und welcher Pflegegrad vorliegt, wird 

durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder andere unabhängige 

Gutachter nach den Maßgaben des § 18 SGB XI durchgeführt. 
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4.3 Leistungsspezifische Voraussetzungen und Leistungsgewährung 

 

4.3.1 Pflegesachleistung 

 

Gemäß § 36 (1) S. 1 SGB XI haben Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 bei häuslicher 

Pflege Anspruch auf häusliche Pflegehilfe. Im Pflegegrad 2 liegen gemäß 

§ 15 (3) S. 3 Nr. 2 SGB XI erhebliche Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der 

Fähigkeiten vor, denkbar ist dies im Stadium einer mittleren Demenz. Die häusliche Pflege 

kann nach § 36 (4) S. 1 SGB XI sowohl im Haushalt des Pflegebedürftigen, als auch in einem 

anderen Haushalt erfolgen, nicht aber in einer stationären Pflegeeinrichtung oder in einer 

Einrichtung oder in Räumlichkeiten i. S. d. § 71 (4) SGB XI.  

Die häusliche Pflegehilfe umfasst gemäß § 36 (1) S. 1 und (2) S. 2 SGB XI körperbezogene 

Pflegemaßnahmen, pflegerische Betreuungsmaßnahmen und Hilfen bei der 

Haushaltsführung. Die pflegerischen Maßnahmen können gemäß § 36 (1) S. 2 SGB XI in allen 

in § 14 (2) SGB XI aufgelisteten Bereichen erbracht werden. Die Pflegesachleistung beinhaltet 

gemäß § 36 (2) S. 2 SGB XI auch die Anleitung von Pflegebedürftigen und Pflegepersonen, 

um sicherzustellen, dass Angehörige, nachdem sie angeleitet wurden, auch handlungsfähig 

sind, wenn keine professionellen Pflegekräfte anwesend sind.90 Die Inhalte der 

Betreuungsmaßnahmen werden in § 36 (2) S. 3 SGB XI erläutert, sie umfassen 

Unterstützungsleistungen zur Bewältigung und Gestaltung des alltäglichen Lebens im 

häuslichen Umfeld. Die Pflegebedürftigen können aus den Maßnahmen der häuslichen 

Pflegehilfe frei wählen. Menschen mit Demenz haben vermutlich ein besonders großes 

Interesse an pflegerischen Betreuungsmaßnahmen, da pflegende Angehörige durch diese 

entlastet werden können.91 Je nach Zusammenstellung der Leistung können mit der 

Sachleistung aber auch die Schulung der Angehörigen und die Hilfe im Haushalt 

sichergestellt werden.  

Die Pflegesachleistung wird gemäß § 36 (4) S. 2 und 3 SGB XI durch geeignete Pflegekräfte 

erbracht, die entweder bei der Pflegekasse oder bei ambulanten Pflegeeinrichtungen, mit 

denen die Pflegekasse einen Versorgungsvertrag abgeschlossen hat, angestellt sind. Auch 

durch Einzelpersonen, mit denen die Pflegekasse einen Vertrag nach § 77 (1) SGB XI 

abgeschlossen hat, kann die Pflegesachleistung erbracht werden. Üblicherweise wird die 

Leistung durch ambulante Pflegeeinrichtungen erbracht.92 

Aus § 36 (3) SBG XI ergibt sich der kalendermonatliche Gesamtwert der häuslichen 

Pflegehilfe. Sie beträgt zwischen 689 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 2 und 

 
90 Vgl. Plantholz in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 36 Rn. 11. 
91 Vgl. BT-Drucks 18/5926, S. 120. 
92 Vgl. Dalichau 2012. SGB XI § 36 Rn. 74. 
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1995 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 5. Um einen Eindruck von dem mit der 

Sachleistung erreichbaren Leistungsumfang zu erhalten, erfolgt nun eine exemplarische 

Berechnung anhand der Preise der Leistungen der Diakonie Döbeln. In einem Monat mit 31 

Tagen (4 Wochen), in dem ein demenzkranker Pflegebedürftiger des Pflegegrades 2 zur 

Vermeidung der Selbstgefährdung durch die „Hinlauftendenz“ pflegerische 

Betreuungsmaßnahmen und Hilfen im Haushalt in Anspruch nehmen möchte, können 

beispielsweise folgende Leistungen mit den Pflegesachleistungen finanziert werden:  

   

 

Es ist anzumerken, dass, wie auch hier im Fall der Diakonie Döbeln, zusätzlich 

Investitionskosten anfallen können, die nicht durch die soziale Pflegeversicherung 

übernommen werden. Im obigen Beispiel betragen die Investitionskosten 7 Prozent des 

Preises der Leistungen, d. h. im Monat insgesamt 46,93 Euro.93 

Es wird deutlich, dass mit den Pflegesachleistungen für den Pflegegrad 2 einige Hilfen im 

Haushalt und bei der Betreuung des Pflegebedürftigen sichergestellt werden können. Dennoch 

müssen die Betroffenen und ihre Pflegepersonen aufgrund des begrenzten 

Leistungsumfanges viele anfallende Aufgaben selbst übernehmen und deshalb genau 

abwägen, welche Tätigkeiten durch die Pflegesachleistung sichergestellt werden sollen. Auch 

bei höheren Pflegegraden muss weiterhin abgewogen werden, in welchen Bereichen die 

externe Hilfe in Anspruch genommen wird, da sich nicht nur der Gesamtwert der Sachleistung, 

sondern auch der gesamte Pflegebedarf des Betroffenen erhöht. 

 

4.3.2 Pflegegeld  

 

Nach § 37 (1) SGB XI können Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 anstelle der häuslichen 

Pflegehilfe ein Pflegegeld beantragen. Voraussetzung ist, dass der Pflegebedürftige mit dem 

Pflegegeld dessen Umfang entsprechend die erforderlichen körperbezogenen 

 
93 Vgl. Diakonie Döbeln 2019. diakonie-doebeln S. 2 f. 

- tägliche pflegerische Betreuungsmaßnahme 7,69 Euro/Tag 238,39 Euro 

- Aufräumen und Reinigen des Lebensbereiches 6,24 Euro/Tag 193,44 Euro 

- Zubereitung einer sonstigen Mahlzeit 3,36 Euro/Tag         104,16 Euro 

- Wäscheversorgung                                         18,24 Euro/Woche 72,96 Euro 

- Erledigung von Einkäufen        15,36 Euro/Woche 61,44 Euro 

 

Gesamtwert der Pflege im Monat       

  

670,39 Euro 
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Pflegemaßnahmen und pflegerischen Betreuungsmaßnahmen sowie Hilfen bei der 

Haushaltsführung in geeigneter Weise selbst sicherstellt. 

Die Maßgabe, dass die Pflege selbst sichergestellt werden muss, ist Ausdruck der 

Eigenverantwortlichkeit und Selbstbestimmung des Betroffenen. Dem Pflegegeld liegt die Idee 

zugrunde, dass der Betroffene mit dem Pflegegeld die Möglichkeit hat, seinen ehrenamtlichen 

Pflegepersonen eine materielle Anerkennung zahlen zu können. Es besteht aber auch die 

Möglichkeit, mit dem Geld professionelle Pflegekräfte einzustellen.94 Die Sicherstellung der 

Pflege ist nicht gegeben, wenn aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und der Fähigkeiten der 

Pflegepersonen ein solcher Missstand vorliegt, dass eine stationäre Pflege des Betroffenen 

erforderlich ist. Die Pflege durch ehrenamtliche Pflegepersonen muss aber grundsätzlich nicht 

in derselben hohen Qualität wie in einer stationären Pflegeeinrichtung erbracht werden, da in 

der Abwägung, inwieweit die Pflege sichergestellt ist, auch die Eigenverantwortlichkeit des 

Betroffenen einen hohen Stellenwert hat.95 Die Formulierung, dass „mit dem Pflegegeld 

dessen Umfang entsprechend“ die Pflege sichergestellt werden muss, bezieht sich nicht auf 

die Höhe des Pflegegeldes. Stattdessen soll die Pflegeleistung dem Umfang des tatsächlichen 

Pflegebedarfes des Betroffenen, der bei Vorliegen eines bestimmten Pflegegrades besteht, 

entsprechen. Ferner muss, da das Pflegegeld ausdrücklich anstelle der häuslichen Pflegehilfe 

gewährt wird, eine häusliche Pflege vorliegen.96  

 

Da der Pflegebedürftige frei über das Pflegegeld verfügen kann, könnte er es beispielsweise 

zur Teilnahme am „Essen auf Rädern“, aber auch zur Bezahlung einer professionellen oder 

ehrenamtlichen Haushaltshilfe oder Betreuung einsetzen. Aus § 37 (1) S. 3 SGB XI ergibt 

sich die monatliche Höhe des Pflegegeldes. Sie beträgt zwischen 316 Euro für 

Pflegebedürftige des Pflegegrades 2 und 901 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 5 

und ist damit deutlich niedriger als die Pflegesachleistung. Selbst unter Beachtung, dass das 

Pflegegeld nach § 4 (2) SGB XI lediglich als Ergänzung der familiären, nachbarschaftlichen 

oder sonstigen ehrenamtlichen Pflege und Betreuung konzipiert ist und lediglich der Erhaltung 

der Pflegebereitschaft Angehöriger dienen soll,97 erscheint die Höhe des Pflegegeldes in allen 

Pflegegraden als problematisch. So kann es insbesondere für ehrenamtliche Pflegepersonen, 

die erwerbstätig sind, eine große Herausforderung darstellen, die Pflege und die 

Erwerbstätigkeit zeitlich, finanziell und den körperlichen und geistigen Kapazitäten 

entsprechend in Einklang zu bringen. Ferner ist gesetzlich nicht festgelegt, dass das Geld 

durch den Pflegebedürftigen tatsächlich an die Pflegepersonen weitergegeben werden muss. 

Insofern stellt das Pflegegeld nur in solchen Fällen eine geeignete Maßnahme gegen die 

 
94 Vgl. Leitherer in: Leitherer et al. 2019. beck-online SGB XI § 37 Rn. 27. 
95 Vgl. Dalichau 2012. SGB XI § 37 Rn. 85 f.  
96 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 37 Rn. 7 f. 
97 Vgl. BT-Drucks. 12/5262 S. 112. 
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Selbstgefährdung durch das „Hinlaufen“ dar, in denen es eine ausreichende Zahl an 

Ehrenamtlichen gibt, die zum einen ausreichend Zeit für die Pflege haben und die zum anderen 

durch die Pflegetätigkeit keine finanziellen Einbußen erwarten.   

 

Der Bezug von Pflegegeld ist gemäß § 37 (3) S. 1 SGB XI an die Bedingung geknüpft, dass in 

der Häuslichkeit des Pflegebedürftigen bei Vorliegen des Pflegegrades 2 oder 3 halbjährlich 

einmal, und bei Vorliegen des Pflegegrades 4 oder 5 vierteljährlich einmal eine Beratung 

abgerufen wird. Die Beratung erfolgt nach § 37 (3) S.4 und (4) S. 5 SGB XI auf Kosten der 

Pflegekasse durch Pflegekräfte, die spezifisches Wissen zu dem Krankheits- und 

Behinderungsbild sowie des sich daraus ergebenden Hilfebedarfs des Pflegebedürftigen 

mitbringen, über besondere Beratungskompetenz verfügen und für eine in § 37 (3) S. 1 SGB 

XI genannten Stelle tätig sind. Die Beratung dient gemäß § 37 (3) S. 2 SGB XI dazu, die 

Qualität der häuslichen Pflege zu sichern und den Pflegepersonen regelmäßige 

Hilfestellungen und praktische pflegefachliche Unterstützung zu bieten. Die bei dem 

Beratungsbesuch gewonnenen Erkenntnisse über die Möglichkeiten der Verbesserung der 

häuslichen Pflegesituation sind nach § 37 (4) S. 1 SGB XI dem Pflegebedürftigen und mit 

dessen Einwilligung auch der Pflegekasse mitzuteilen. Besteht ein weitergehender 

Beratungsbedarf, so wird durch die zuständige Pflegekasse eine Pflegeberatung angeboten. 

Inhalt ist nach § 7a (1) S. 1 SGB XI die individuelle Beratung und Hilfestellung bei der Auswahl 

und Inanspruchnahme von Sozialleistungen sowie sonstigen Hilfsangeboten, die auf die 

Unterstützung von Menschen mit Pflege-, Versorgungs- oder Betreuungsbedarf ausgerichtet 

sind. Insofern könnte das Pflegegeld zu einer Angehörigenschulung führen, da in der 

Beratung der Bedarf einer weiteren Anleitung der Pflegepersonen sichtbar werden könnte und 

auf das Angebot des § 45 SGB XI hingewiesen werden kann. 

 

4.3.3 Kombinationsleistung 

 

Gemäß § 38 (1) S. 1 SGB XI können das Pflegegeld und die Sachleistung kombiniert werden. 

Daraus folgt, dass sowohl die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Pflegegeld, als 

auch für die Pflegesachleistung vorliegen müssen. Die Teilnahme an den Beratungen nach 

§ 37 (3) SGB XI ist in diesem Fall nicht zwingend, da durch die Sachleistung ein zugelassener 

Pflegedienst involviert ist.98 Bei der Kombinationsleistung darf die Pflegesachleistung nur 

teilweise in Anspruch genommen werden. Für die Berechnung des zusätzlich zur Sachleistung 

zu gewährenden Pflegegeldes wird gemäß § 38 (1) S. 2 SGB XI das volle Pflegegeld um den 

Anteil vermindert, in dem der Pflegebedürftige Sachleistungen in Anspruch genommen hat.   

 
98 Vgl. Plantholz in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 38 Rn. 8. 
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Die Kombinationsleistung ermöglicht es den Betroffenen, die Leistungen der 

Pflegeversicherung nach dem individuellen Bedarf und den Ressourcen der ehrenamtlichen 

Pflegepersonen zusammenzustellen. Es ist somit durch die Kombinationsleistung möglich, 

Hilfen, beispielsweise „Essen auf Rädern“, die Betreuung des Pflegebedürftigen, Hilfen im 

Haushalt und Angehörigenschulungen so einzusetzen, dass die Selbstgefährdung durch 

die „Hinlauftendenz“ verhindert wird.   

 

4.3.4 Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahmen 

 

4.3.4.1 Pflegehilfsmittel 

 

4.3.4.1.1 Voraussetzungen und Leistungsgewährung 

 

Gemäß § 40 (1) S. 1 SGB XI haben Pflegebedürftige Anspruch auf Versorgung mit 

Pflegehilfsmitteln, die zur Erleichterung der Pflege oder zur Linderung der Beschwerden des 

Pflegebedürftigen beitragen oder ihm eine selbständigere Lebensführung ermöglichen, soweit 

die Hilfsmittel nicht wegen Krankheit oder Behinderung von der Krankenversicherung oder 

anderen zuständigen Leistungsträgern zu leisten sind.  

Pflegehilfsmittel müssen über mindestens eine der drei in § 40 (1) S. 1 SGB XI aufgeführten 

Eigenschaften verfügen. Nicht umfasst sind allerdings allgemeine Gebrauchsgegenstände, die 

im täglichen Leben genutzt werden. Auch Gegenstände, die bei einem Wechsel der Wohnung 

nicht mitgeführt werden können, da sie mit dem Gebäude fest verbunden werden, sind keine 

Pflegehilfsmittel, sondern sind ggf. als wohnumfeldverbessernde Maßnahmen zu behandeln.99 

Es wird zwischen zum Verbrauch bestimmten Pflegehilfsmitteln und technischen 

Pflegehilfsmitteln unterschieden. Während die zum Verbrauch bestimmten Pflegehilfsmittel im 

Normalfall nur einmal benutzbar sind, sollen technische Pflegehilfsmittel gemäß 

§ 40 (3) S. 1 SGB XI in allen geeigneten Fällen vorrangig leihweise überlassen werden.100 Der 

Anspruch umfasst gemäß § 40 (3) S. 3 SGB XI auch die notwendige Änderung, Instandsetzung 

und Ersatzbeschaffung von Pflegehilfsmitteln sowie die Ausbildung in ihrem Gebrauch. Für die 

technischen Pflegehilfsmittel ist nach den Maßgaben des § 40 (3) SGB XI von Versicherten, 

die das 18. Lebensjahr vollendet haben, eine Zuzahlung von zehn von Hundert, höchstens 

jedoch von 25 Euro je Pflegehilfsmittel an die abgebende Stelle zu leisten. 

Zu beachten ist, dass aufgrund anderweitiger Zuständigkeitsregelungen die Gewährung von 

Pflegehilfsmitteln lediglich im Bereich der häuslichen Pflege und für den außerhalb der 

 
99 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 40 Rn. 7 - 10.  
100 Vgl. Lungstras in: Udsching und Schütze 2018. beck-online SGB XI § 40 Rn. 13. 
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Einrichtung stattfindenden Anteil der teilstationären Pflege in Betracht kommt. Als von der 

Krankenversicherung vorrangig zu gewährende Hilfsmittel kommen insbesondere die 

Hilfsmittel nach § 23 (1) und § 33 (1) S. 1 SGB V in Betracht, die dazu dienen sollen, den 

Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder 

eine Behinderung auszugleichen. Auch im Rahmen der medizinischen Vorsorgeleistungen 

könnten Hilfsmittel, die notwendig sind, um Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, Krankheiten zu 

verhüten oder deren Verschlimmerung zu vermeiden oder eine Schwächung der Gesundheit, 

die in absehbarer Zeit voraussichtlich zu einer Krankheit führen würde, zu beseitigen, von der 

Krankenversicherung zu übernehmen sein.101  

Anders als bei den zuvor thematisierten Leistungen ist die Gewährung der Pflegehilfsmittel 

nicht von der Höhe des Pflegegrades abhängig. Dennoch ist gemäß § 40 (1) SGB XI für die 

Gewährung der Pflegehilfsmittel deren Notwendigkeit unter Beteiligung einer Pflegefachkraft 

oder des Medizinischen Dienstes festzustellen, da die Mehrkosten für eine über das Maß des 

Notwendigen hinausgehende Ausstattung des Pflegehilfsmittels durch den Versicherten selbst 

zu tragen sind.  

 

4.3.4.1.2 Vorliegen der Voraussetzungen bei einzelnen Maßnahmen   

 

Fraglich ist, ob eine Leistungspflicht der sozialen Pflegeversicherung für das Anbringen 

zusätzlicher Lampen in der Wohnung des Betroffenen im Rahmen der technischen 

Pflegehilfsmittel nach § 40 SGB XI besteht.  Zunächst ist zu prüfen, ob es sich bei Lampen um 

Pflegehilfsmittel handelt. Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens sind keine 

Pflegehilfsmittel. In einem gerichtlich geprüften Fall wurde ein Sessel nicht als Pflegehilfsmittel 

anerkannt, da er seinen Funktionen nach für gesunde Menschen konzipiert und durch diese 

auch gekauft und genutzt wurde.102 Somit muss gleiches auch für Lampen gelten. Die 

Beleuchtungsfunktion ist keine, die ausschließlich von pflegebedürftigen Menschen benötigt 

wird, sie werden für gesunde Menschen hergestellt und durch diese genutzt. Bei Lampen 

handelt es sich demnach um Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens, die nicht durch 

die soziale Pflegeversicherung zu finanzieren sind.  

 

Eine ähnliche Betrachtung ist anzuwenden, wenn die Pflegehilfsmitteleigenschaft von 

lichtdichten Vorhängen oder Jalousien geprüft wird. Auch diese können von gesunden und 

kranken Menschen gleichermaßen genutzt werden, sodass auch diese nicht unter den Begriff 

der Pflegehilfsmittel fallen und nicht durch die Pflegeversicherung zu gewähren sind.  

 
101 Vgl. Richter in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 40 Rn. 5. 
102 Vgl. BSG, 22.08.2001, B 3 P 13/00 R. juris Rn. 14 – 16. 
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Ein GPS-Tracker könnte durch die soziale Pflegeversicherung zu übernehmen sein. Ein 

gesunder, nicht pflegebedürftiger Mensch muss nicht dauerhaft mit GPS überwacht werden 

und zieht keinen Nutzen aus einem solchen Gerät, sodass es sich hierbei nicht um einen 

allgemeinen Gebrauchsgegenstand handelt. Somit könnte ein GPS-Tracker als 

Pflegehilfsmittel dazu dienen, dem Pflegebedürftigen eine selbstständige Lebensführung zu 

ermöglichen oder die Pflege zu erleichtern. Nach gerichtlicher Auffassung liegen beide 

Eigenschaften bei einer Uhr mit GPS-Funktion nicht in ausreichendem Umfang vor. Da es sich 

bei dem Wiederauffinden einer davongelaufenen Person nicht um eine Pflegeleistung handelt, 

bleibt der Zeitaufwand für die Hilfeleistungen und die Kraftanstrengung der Pflegeperson 

unverändert. Zudem ist eine GPS-fähige Uhr nicht dazu geeignet, Gefahren zu vermeiden, da 

das Verlassen des Hauses durch sie nicht direkt verhindert werden kann. Somit ist keine 

Pflegeerleichterung gegeben. Eine selbstständige Lebensführung wird ebenso nicht 

ermöglicht, weil die Abhängigkeit von der Unterstützung Dritter nicht beseitigt wird. Nach dem 

Hinlaufen wäre der Betroffene noch immer darauf angewiesen, aufgefunden und nach Hause 

zurückgebracht zu werden.103 Da sich die Symptome des Menschen mit Demenz durch den 

GPS-Tracker nicht verändern, kann eine Linderung der Beschwerden des Pflegebedürftigen 

ebenfalls nicht erreicht werden. Dieser Argumentation folgend kann ein GPS-Tracker nicht 

bewilligt werden. 

 

Eine Warnmatte könnte ebenfalls ein technisches Pflegehilfsmittel sein. Es handelt sich nicht 

um einen allgemein üblichen Gebrauchsgegenstand, da diese von Menschen ohne 

„Hinlauftendenz“ i. d. R. nicht genutzt oder benötigt werden. Die Warnmatte könnte die Pflege 

erleichtern, indem die Pflegeperson sofort informiert wird, wenn der Pflegebedürftige seine 

Wohnung verlassen will. Allerdings müsste sich die Pflegeperson, wie bei einem GPS-Tracker, 

dennoch in der Nähe des Pflegebedürftigen aufhalten, um das „Hinlaufen“ und die damit 

verbundenen Gefahren zu unterbinden. Die Matte allein führt nicht dazu, dass der Mensch mit 

Demenz nicht mehr versucht, seine Wohnung zu verlassen. Die Pflege kann somit auch durch 

eine Warnmatte nicht erleichtert werden. Auch bezüglich der Beschwerden des 

Pflegebedürftigen und seiner Selbstständigkeit  tritt durch die Warnmatte keine Veränderung 

ein, sodass kein Anspruch auf sie als technisches Pflegehilfsmittel besteht.  

 

 
103 Vgl. SG Oldenburg, 18.04.2018, S 63 KR 363/15. BeckRS 2018, 48101, beck-online Rn. 35 – 41. 
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4.3.4.2 Wohnumfeldverbessernde Maßnahmen 

 

4.3.4.2.1 Voraussetzungen und Leistungsgewährung   

 

Nach § 40 (4) SGB XI können die Pflegekassen subsidiär finanzielle Zuschüsse für 

Maßnahmen zur Verbesserung des individuellen Wohnumfeldes des Pflegebedürftigen 

gewähren, wenn dadurch im Einzelfall die häusliche Pflege ermöglicht oder erheblich 

erleichtert oder eine möglichst selbständige Lebensführung des Pflegebedürftigen 

wiederhergestellt wird. Dabei dürfen die Zuschüsse einen Betrag in Höhe von 4000 Euro je 

Maßnahme nicht übersteigen.  

Die genannten Maßnahmen sind solche, bei denen die Wohnung des Pflegebedürftigen 

umgebaut wird oder bei denen technische Hilfen angebracht werden.104 Hinsichtlich der 

Nichtgewährung allgemeiner Gebrauchsgegenstände ist auch hier zu beachten, dass 

Maßnahmen, die lediglich dazu dienen, den Wohnstandard der Wohnung zu erhöhen, als 

allgemeine Lebenshaltungskosten nicht bezuschusst werden. Andererseits sind Maßnahmen, 

die behinderungsbedingt über das übliche Maß einer baulichen Veränderung hinausgehen, 

um die Wohnung für den Pflegebedürftigen wie für einen gesunden Menschen nutzbar zu 

machen, zuschussfähig. So können im Einzelfall Veränderungen, die für gesunde Menschen 

eine Erhöhung des Wohnstandards bewirken würden, bezuschusst werden, wenn dem 

Pflegebedürftigen damit ein mit der Pflegebedürftigkeit verbundenes elementares 

Grundbedürfnis erfüllt wird.105 

Die häusliche Pflege wird ermöglicht, wenn der pflegebedürftige Mensch ohne die 

wohnumfeldverbessernde Maßnahme stationär gepflegt werden müsste. Wenn die 

pflegebedürftige Person weniger von der Pflegeperson abhängig ist, wurde durch die 

Maßnahme die selbstständige Lebensführung wiederhergestellt. Eine erhebliche 

Erleichterung der Pflege liegt vor, wenn der Pflegebedürftige oder die Pflegeperson ohne die 

Maßnahme überfordert wäre.106 Es ist nicht ausreichend, wenn sich die Pflegeperson subjektiv 

entlastet fühlt.107 Bei der Beurteilung, inwieweit die jeweilige Maßnahme erforderlich ist, ist der 

durchschnittliche Wohnungsstandard maßgeblich, die individuellen Bedürfnisse  des 

Pflegebedürftigen sind insofern unerheblich.108  

 
104 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 40 Rn. 30. 
105 Vgl. BSG, 28.06.2001, B 3 P 3/00 R. juris Rn. 13 f.  
106 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 40 Rn. 34. 
107 Vgl. BSG, 26.04.2001, B 3 P 15/00 R. juris Rn.14.  
108 Vgl. BSG, 03.11.1999, B 3 P 3/99 R. juris Rn. 20. 
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Das Wohnumfeld des Pflegebedürftigen ist die Wohnung, welche sein auf Dauer angelegter 

Lebensmittelpunkt ist. Sie darf sich allerdings nicht in stationären Pflegeeinrichtungen 

befinden.109  

Ausdrücklich ist in § 40 (4) S. 1 SGB XI die Subsidiarität der Leistung geregelt. Eine den 

wohnumfeldverbessernden Maßnahmen entsprechende Leistung der gesetzlichen 

Krankenversicherung existiert nicht. So ist lediglich das Verhältnis zu § 77 (1) SGB IX zu 

prüfen. Demnach werden u. A. der Umbau und die Ausstattung von Wohnraum als Leistungen 

für Wohnraum erbracht, um Leistungsberechtigten zu Wohnraum zu verhelfen, der zur 

Führung eines möglichst selbstbestimmten, eigenverantwortlichen Lebens geeignet ist. Die 

Leistungen für Wohnraum werden als Leistungen der sozialen Teilhabe gemäß § 6 (1) SGB IX 

durch verschiedene Leistungsträger erbracht. Der Zuständigkeitsbereich der Jugendhilfe ist 

offensichtlich nicht eröffnet, i. d. R. auch nicht der der Kriegsopferversorgung oder -fürsorge. 

Für die Zuständigkeit der gesetzlichen Unfallversicherung müsste ein Versicherungsfall 

gegeben sein, d. h. die Demenz müsste nach § 7 (1) SGB VII auf einem Arbeitsunfall oder 

einer Berufskrankheit beruhen, was üblicherweise auch nicht der Fall ist. Somit könnten 

lediglich die Träger der Eingliederungshilfe zuständig sein. In § 99 SGB IX wird bezüglich des 

für die Eingliederungshilfe leistungsberechtigten Personenkreises auf § 53 (1) SGB XII in der 

am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung verwiesen. Demnach muss eine Behinderung 

vorliegen oder drohen und es muss die Aussicht bestehen, dass das Ziel der 

Eingliederungshilfe erreicht werden kann. Eine Behinderung i. S. d. § 2 SGB IX liegt vor, wenn 

ein Mensch körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen hat, die ihn in 

Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten 

Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern 

können. Dabei muss dieser Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter 

typischen Zustand abweichen. Eine Demenz ist in keinem Lebensalter ein typischer Zustand, 

sie liegt nach ihrem Eintreten durchgängig vor und hindert den Betroffenen an der 

gleichberechtigten Teilhabe in der Gesellschaft. Je nach Stärke der Demenz und ihrer Folgen 

könnte nach § 153 (2) SGB IX i. V. m. Teil B Nr. 3.1 der Anlage zu § 2 der VersMedV ein Grad 

der Behinderung zwischen 30 und 100 vergeben werden. Es liegt bei Demenz folglich eine 

Behinderung vor und grundsätzlich besteht die Möglichkeit, dass die Ziele der 

Eingliederungshilfe erfüllt werden können. Es könnte demzufolge sowohl eine Leistungspflicht 

der Träger der Eingliederungshilfe, als auch der sozialen Pflegeversicherung gegeben sein. 

Nach § 13 (3) S. 3 SGB XII ergibt sich keine vorrangige Leistungspflicht von einem der beiden 

Leistungsträger, sodass im Einzelfall abgewogen werden muss, inwieweit die geplante 

 
109 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 40 Rn. 31. 
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Maßnahme in der Wohnung eher dem Ziel der Eingliederungshilfe oder dem Ziel der Pflege 

dient.110  

Entgegen § 33 (1) S. 3 SGB XI ist es nicht erforderlich, dass der Zuschuss für die Maßnahme 

vor ihrer Durchführung beantragt wird.111 Bei der Entscheidung über die Gewährung des 

Zuschusses ist durch die Pflegekasse pflichtgemäßes Ermessen auszuüben, insbesondere 

die Pflege- und Einkommenssituation des Pflegebedürftigen und seine aktuellen 

Wohnverhältnisse sind zu beachten.112 

 

4.3.4.2.2 Vorliegen der Voraussetzungen bei einzelnen Teilmaßnahmen   

 

Eine Maßnahme i. S. d. § 40 (1) SGB XI ist die Summe aller vorgenommenen Verbesserungen 

in der Wohnung, einschließlich und des Arbeitslohns der die Maßnahme umsetzenden 

Personen und der Planung der Maßnahme.113 Es ist somit fraglich, ob die Begradigung von 

Türschwellen, das Verlegen eines rutschhemmenden Bodenbelages, die Installation 

optischer Hindernisse und ein Einbau von Möbeln entsprechend der durch die Demenz 

veränderten Selbstwahrnehmung des Pflegebedürftigen als Maßnahme zur Verbesserung des 

Wohnumfeldes nach § 40 (4) SGB XI bezuschusst werden kann.  

Zunächst ist zu prüfen, inwieweit andere Leistungsträger vorrangig zuständig sind. Es ist in 

diesem Fall abzuwägen, inwieweit die dargelegten Teilmaßnahmen eher den Zielen der 

gleichrangigen Eingliederungshilfe als denen der Pflegeversicherung entsprechen. Dass die 

Teilmaßnahmen allesamt innerhalb der Wohnung des Pflegebedürftigen umgesetzt werden, 

ist ein erster Hinweis darauf, dass das Erreichen der Ziele der Eingliederungshilfe, 

insbesondere die Verbesserung der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, kein Hauptziel 

oder Grund für die angestrebten Veränderungen sein kann. Stattdessen soll mit den 

Maßnahmen hauptsächlich erreicht werden, dass die Selbstgefährdung eines 

pflegebedürftigen Demenzkranken durch die „Hinlauftendenz“ verringert wird und der 

Betroffene deshalb in seiner Wohnung verbleiben kann. Zudem soll sich der psychische Stress 

für den Betroffenen und die Pflegeperson verringern. Insofern überwiegen die Ziele der 

Pflegeversicherung deutlich gegenüber denen der Eingliederungshilfe. Da alle aufgelisteten 

Teilmaßnahmen eine Veränderung des Baukörpers zur Folge haben, kommt auch die 

Bewilligung der Maßnahmen als Pflegehilfsmittel nicht in Betracht. Es wird somit deutlich, dass 

kein anderer Leistungsträger als die Pflegeversicherung für die Maßnahmen aufkommen 

muss, sodass die Subsidiarität gewährt ist.  

 
110 Vgl. Kruse in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 13 Rn. 28. 
111 Vgl. LSG Sachsen, 07.01.2009, L 1 P 15/08. juris Rn. 18. 
112 Vgl. Leitherer in: Leitherer et al. 2019. beck-online SGB XI § 40 Rn. 38.  
113 Vgl. Richter in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 40 Rn. 27. 
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Nun stellt sich die Frage, inwieweit es sich bei den Teilmaßnahmen um Maßnahmen zur 

Verbesserung des Wohnumfeldes handelt. In den „Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes zur 

Feststellung der Pflegebedürftigkeit nach dem XI. Buch des Sozialgesetzbuches“ ist ein 

Katalog enthalten, welcher mögliche wohnumfeldverbessernde Maßnahmen benennt. 

Enthalten sind unter anderem der Abbau von Türschwellen und die Verlegung eines 

rutschhemmenden Bodenbelages. Auch der Einbau von Sicherungstüren wird als mögliche 

Maßnahme genannt, sie soll u. a. eine Selbstgefährdung desorientierter Personen 

vermeiden.114  Da optische Hindernisse demselben Zweck wie Sicherungstüren erfüllen, 

können diese auch als wohnumfeldverbessernde Maßnahme angesehen werden. Dass die 

dem Selbstbild des Demenzkranken entsprechende Möblierung nicht vom Katalog erfasst ist, 

stellt zunächst keinen Ausschlussgrund dar, da die Richtlinie für Bürger und das Gericht nicht 

verbindlich ist.115 Es stellt sich bezüglich der Möblierung dennoch die Frage, inwieweit eine 

solche Veränderung lediglich den Wohnstandard erhöht. Auch gesunde Menschen könnten 

ihre Wohnung ihren Interessen entsprechend einrichten, um einer bestimmten 

Freizeitbeschäftigung nachgehen zu können und damit ihr Wohlbefinden zu erhöhen. Insofern 

besteht kein großer Unterschied zwischen einem Pflegebedürftigen, der sich aufgrund seiner 

Demenz in dem Glauben, an seiner Arbeitsstelle zu sein, an einen Schreibtisch in seiner 

Wohnung setzt und einem gesunden Menschen, der sich an seinen Schreibtisch begibt, um 

dort einem Hobby nachzugehen. Die Demenz führt nicht dazu, dass sich das Bedürfnis des 

Pflegebedürftigen nach einer sinnvollen Beschäftigung von dem Bedürfnis gesunder 

Menschen erheblich unterscheidet. Folglich kann eine Möblierung der Wohnung mit dem 

Zweck, sie der Selbstwahrnehmung des Betroffenen anzupassen und damit das „Hinlaufen“ 

zu verhindern, nicht als wohnumfeldverbessernde Maßnahme nach § 40 (4) SGB XI 

bezuschusst werden. 

Die Teilmaßnahmen müssten dazu geeignet sein, die häusliche Pflege zu ermöglichen oder 

erheblich zu erleichtern oder eine möglichst selbständige Lebensführung des 

Pflegebedürftigen herbeizuführen. Die Begradigung der Türschwellen und die Verlegung eines 

rutschhemmenden Bodenbelages könnten geeignet sein, eine selbstständigere 

Lebensführung des Pflegebedürftigen zu ermöglichen. Im besonderen Maße erscheinen die 

Maßnahmen hilfreich, wenn eine starke „Hinlauftendenz“ bei gleichzeitigem Vorliegen von 

Sehschwächen oder Problemen mit der Verarbeitung optischer Reize besteht. Es kann mittels 

dieser Maßnahmen erreicht werden, dass sich der Betroffene ohne die Begleitung oder die 

Anleitung durch Dritte, selbstständig und sicher in seiner Wohnung bewegen kann. Bestenfalls 

kann sogar erreicht werden, dass der Pflegebedürftige einige Haushaltsaufgaben 

selbstständig durchführen und seine Grundbedürfnisse wieder vermehrt eigenständig erfüllen 

 
114 Vgl. Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V. 2017. mds-ev S. 234.  
115 Vgl. BSG, 28.06.2001, B 3 P 3/00 R. juris Rn. 11. 
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kann, da sich sein Bewegungsradius, indem er sich ohne Sturzgefahr bewegen kann, 

erweitert. Infolge der Begradigung von Türschwellen und der Verlegung eines 

rutschhemmenden Bodenbelages kann somit die Selbstständigkeit des Pflegebedürftigen 

verbessert werden und die Pflegepersonen deutlich entlastet werden. Kritisch wäre ggf. die 

Erforderlichkeit eines rutschhemmenden Bodenbelages zu betrachten, wenn nur in Teilen der 

Wohnung des Betroffenen eine Sturzgefahr durch den Bodenbelag besteht. So könnte im 

Einzelfall das Anbringen rutschhemmender Matten ausreichend und damit auch 

wirtschaftlicher sein, um das Ziel der Maßnahme zu erreichen.  

Optische Hindernisse zum Verhindern des Verlassens der Wohnung könnten dagegen 

geeignet sein, die Pflege erheblich zu erleichtern. Insbesondere wenn ein pflegebedürftiger 

Mensch eine starke, häufig auftretende „Hinlauftendenz“ aufweist, desorientiert ist und deshalb 

außerhalb seiner Wohnung regelmäßig in gefährliche Situationen geraten könnte, besteht ein 

Bedarf an ständiger Beaufsichtigung. Wenn nur wenige ehrenamtliche Pflegepersonen 

verfügbar sind, kann eine tägliche 24-stündige Beaufsichtigungs- und Pflegetätigkeit zur 

Überforderung der Pflegepersonen und letzten Endes zu einer stationären Pflege des 

Pflegebedürftigen führen.116 Dass die Verhinderung des „Hinlaufens“ keine Verrichtung nach 

§ 14 (2) SGB XI ist, führt nicht zum Ausschluss dieser Maßnahme, da die in 

§ 40  (4) S. 1 SGB XI genannten Ziele über § 14 SGB XI hinausgehen können.117 Somit kann 

mithilfe optischer Hindernisse, durch die der Pflegebedürftige die Wohnung nicht verlässt, eine 

erhebliche Erleichterung der Pflege erreicht werden.  

Aus der Betrachtung ergibt sich, dass die Begradigung von Türschwellen, das Verlegen eines 

rutschhemmenden Bodenbelages und die Installation optischer Hindernisse geeignete und 

erforderliche Teilmaßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes des Betroffenen sind. Im 

Rahmen der Ermessensausübung müsste die Pflegekasse entscheiden, ob und in welcher 

Höhe ein Zuschuss für diese Verbesserungen des Wohnumfeldes für die Pflege eines 

Menschen mit Demenz gewährt wird. 

 

4.3.5 Pflegekurse für Angehörige 

 

Nach § 45 (1) S. 1 SGB XI haben die Pflegekassen für Angehörige und sonstige an einer 

ehrenamtlichen Pflegetätigkeit interessierte Personen unentgeltlich Schulungskurse 

durchzuführen, um soziales Engagement im Bereich der Pflege zu fördern und zu stärken, 

Pflege und Betreuung zu erleichtern und zu verbessern sowie pflegebedingte körperliche und 

seelische Belastungen zu mindern und ihrer Entstehung vorzubeugen. Eine Pflegebeziehung 

 
116 Vgl. BSG, 30.10.2001, B 3 P 3/01 R. juris Rn. 13. 
117 Vgl. BSG, 03.11.1999, B 3 P 3/99 R. juris Rn. 18. 
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zu einer Pflegeperson i. S. d. § 19 SGB XI ist keine Teilnahmevoraussetzung für den Kurs, 

allein das Interesse an einer ehrenamtlichen Pflegetätigkeit ist ausreichend.118 Damit sind die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an einem Kurs im Vergleich zu anderen Leistungen sehr 

gering. Inhalt der Kurse ist gemäß § 45 (1) S. 2 SGB XI die Vermittlung von Fertigkeiten für 

eine eigenständige Durchführung der Pflege. Die Schulung findet nach § 45 (1) S. 3 SGB XI 

auf Wunsch der Pflegeperson und der pflegebedürftigen Person auch in der häuslichen 

Umgebung des Pflegebedürftigen statt.  

 

Umstritten ist jedoch, inwieweit sich aus § 45 SGB XI ein Rechtsanspruch der Interessierten 

auf die Pflegekurse ergibt. Nach einer Rechtsauffassung ergebe sich ein Rechtsanspruch der 

Pflegepersonen auf die Teilnahme an dem Kurs daraus, dass die Verpflichtung zum Anbieten 

der Pflegekurse selbst dann bestehe, wenn besondere Umstände, wie z. B. eine zu geringe 

Interessentenzahl, vorlägen. So sei sowohl die Möglichkeit des § 45 (2) SGB XI, dass mehrere 

Pflegekassen gemeinsame Kurse anbieten, als auch die Option, Kurse in der häuslichen 

Umgebung des Pflegebedürftigen durchzuführen, ein Ausdruck der Verpflichtung, für alle 

Interessierten die Teilnahme an einem Kurs zu ermöglichen.119  

Als weiteres Argument für das Bestehen des Rechtsanspruches wird die Änderung des 

Gesetzestextes durch Art. 1 Nr. 23 PSG II angeführt. Vor der Gesetzesänderung habe durch 

die Formulierung, dass die Pflegekassen Schulungskurse durchführen sollen, kein 

Rechtsanspruch bestanden, nach der Änderung sei die Formulierung, dass die Pflegekassen 

Schulungskurse durchzuführen haben, ein Nachweis für das Bestehen eines 

Rechtsanspruches.120 

Nach einer anderen Rechtsauffassung werde ein Anspruch nur begründet, soweit Kapazitäten 

vorhanden sind. Aus § 45 SGB XI ergebe sich lediglich die Verpflichtung der Pflegekassen, 

überhaupt Pflegekurse anzubieten.121 

Als Argument gegen das Bestehen eines Rechtsanspruches wird auch angeführt, dass nach 

dem Wortlaut weder der Anspruch einer konkret definierten Personengruppe, noch eine Pflicht 

zum Anbieten von Kursen bestimmten Inhalts in einem für alle Interessierten ausreichenden 

Umfang normiert ist.122 

Gegenüber dieser Auffassung ist jedoch einzuwenden, dass das Ziel der Norm ist, einen 

breiten Personenkreis über die Pflegetätigkeiten zu unterrichten.123 Eine Eingrenzung der 

 
118 Vgl. Rasch in: Udsching und Schütze 2018. beck-online SGB XI § 45 Rn. 3. 
119 Vgl. Krahmer/Stier in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 45 Rn. 5. 
120 Vgl. Koch in: Leitherer et al. 2019. beck-online SGB XI § 45 Rn. 1.  
121 Vgl. Rasch in: Udsching und Schütze 2018. beck-online SGB XI § 45 Rn. 3. 
122 Vgl. Streppel-Molitor in: Giesen et al. 2020. beck-online SGB XI § 45 Rn. 7 f. 
123 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 45 Rn. 2. 
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Personengruppe würde somit dem Ziel entgegenwirken. Zudem spricht auch die 

Schutznormtheorie für das Vorliegen eines Rechtsanspruches. Nach dieser Theorie würde ein 

Anspruch begründet, wenn mit der Norm nicht nur Interessen der Allgemeinheit durchgesetzt 

würden, sondern wenn durch sie auch individuelle Rechte Dritter geschützt würden.124 In 

diesem Fall wird direkt in der Norm in § 45 (1) S. 1 SGB XI eine starke Ausrichtung der Kurse 

auf die Entlastung von pflegenden Dritten und der Erleichterung ihrer Arbeit deutlich, sodass 

der Rechtsanspruch auf die Teilnahme an einem Pflegekurs begründet wird.125   

Aufgrund des Rechtsanspruches auf die Teilnahme an einem Pflegekurs kann die 

unentgeltliche Schulung der Angehörigen im Rahmen des § 45 SGB XI einen hilfreichen 

Beitrag zur Verhinderung des „Hinlaufens“ darstellen. Der Bezug der Pflegekurse auf die 

individuelle Situation des Pflegebedürftigen und der Pflegepersonen ermöglicht es, dass in 

dem Kurs auf die Besonderheiten des Einzelfalles angepasste Methoden zur Verhinderung 

der Selbstgefährdung durch das „Hinlaufen“ vermittelt werden. Dadurch können die 

Pflegepersonen entlastet werden und die häusliche Pflege für einen langen Zeitraum gesichert 

werden.  

 

4.3.6 Angebote zur Unterstützung im Alltag 

 

Nach § 45a (4) SGB XI können bis zu 40 Prozent des für den jeweiligen Pflegegrad 

vorgesehenen Höchstbetrages der Pflegesachleistung durch Angebote zur Unterstützung im 

Alltag ersetzt werden, soweit die Pflegesachleistung in diesem Umfang nicht in Anspruch 

genommen wurde. Bei einer Kombinationsleistung werden die Angebote zur Unterstützung als 

Inanspruchnahme der Pflegesachleistung gewertet. Die Kosten der Unterstützungsangebote 

werden nach der Vorlage entsprechender Belege erstattet.  

 

Gemäß § 45a (1) S. 1 SGB XI tragen die Angebote zur Unterstützung im Alltag dazu bei, 

Pflegepersonen zu entlasten und helfen Pflegebedürftigen, möglichst lange in ihrer häuslichen 

Umgebung zu bleiben, soziale Kontakte aufrechtzuerhalten und ihren Alltag weiterhin 

möglichst selbständig zu bewältigen. Nach § 45a (1) S. 2 i. V. m. S. 4 SGB XI werden die 

Angebote in Betreuungsangebote, Angebote zur Entlastung von Pflegenden und in Angebote 

zur Entlastung im Alltag eingeteilt, sie können jedoch miteinander kombiniert in Anspruch 

genommen werden. Im Gesetz werden in § 45a (1) S. 5 SGB XI ausdrücklich 

Betreuungsgruppen für an Demenz erkrankte Menschen als Beispiel für ein mögliches 

Unterstützungsangebot genannt. Die in Anspruch genommenen Angebote müssen gemäß 

§ 45a (1) S. 3 SGB XI durch die zuständige Behörde anerkannt worden sein und müssen 

 
124 Vgl. BSG, 30.07.2019, B 1 KR 34/18 R. juris Rn. 15. 
125 Vgl. Philipp in: Knickrehm et al. 2019. beck-online SGB XI § 45 Rn. 2. 
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gemäß § 45a (2) SGB XI über ein Konzept, indem Informationen zur Qualitätssicherung des 

Angebotes, zur Art und zu den Preisen der angebotenen Leistungen und zu der Qualifikation 

und Fortbildung der Helfenden enthalten sind, verfügen.   

Mit diesem Leistungsangebot soll die Erhaltung und Förderung niederschwelliger Angebote 

sichergestellt und eine große Flexibilität der Pflegebedürftigen bezüglich der 

Inanspruchnahme häuslicher Pflegeleistungen ermöglicht werden.126 Somit haben 

Pflegebedürftige durch § 45a SGB XI die Möglichkeit, über das Angebot der 

Pflegesachleistung hinausgehende Betreuungsleistungen und Haushaltshilfen in Anspruch 

zu nehmen und dadurch die Selbstgefährdung durch die „Hinlauftendenz“ zu verringern.  

 

4.3.7 Entlastungsbetrag 

 

Gemäß § 45b (1) SGB XI haben Pflegebedürftige in häuslicher Pflege Anspruch auf einen 

Entlastungsbetrag in Höhe von bis zu 125 Euro monatlich. Dieser Betrag ist für 

qualitätsgesicherte Leistungen zur Entlastung pflegender Angehöriger und vergleichbar 

Nahestehender in ihrer Eigenschaft als Pflegende sowie zur Förderung der Selbständigkeit 

und Selbstbestimmtheit der Pflegebedürftigen bei der Gestaltung ihres Alltags 

zweckgebunden einzusetzen. Dabei ist in § 45b (1) S. 3 SGB XI abschließend aufgelistet, dass 

der Entlastungsbetrag für die Inanspruchnahme von Leistungen der Tages- oder Nachtpflege,    

Leistungen der Kurzzeitpflege, der ambulanten Pflegedienste i. S. d. § 36, in den Pflegegraden 

2 bis 5 jedoch nicht von Leistungen im Bereich der Selbstversorgung, und der Angebote zur 

Unterstützung im Alltag genutzt werden kann.127 Für den Erhalt des Entlastungsbetrages muss 

lediglich die Pflegebedürftigkeit vorliegen, die Leistung wird demnach nicht wie bei anderen 

Leistungen üblich, erst ab dem Pflegegerad 2 gewährt. Eine Antragstellung ist gemäß 

§ 45b (2) S. 1 SGB XI nicht erforderlich, der Entlastungsbetrag wird nach § 45b (2) S. 2 SGB XI 

gegen Vorlage entsprechender Belege gezahlt. 

Damit besteht auch hier für Menschen mit Demenz die Möglichkeit, diesen Geldbetrag für die 

Betreuung oder die Hilfe im Haushalt einzusetzen. Mit den zur Verfügung stehenden 125 

Euro könnten beispielsweise zusätzliche pflegerische Betreuungsmaßnahmen durch einen 

ambulanten Pflegedienst durchgeführt werden, um den Pflegebedürftigen zu unterstützen und 

die Angehörigen zu entlasten. Pflegerische Betreuungsmaßnahmen sind keine Leistungen der 

Selbstversorgung i. S. d. § 14 (2) Nr. 4 SGB XI, können demzufolge auch bei Pflegebedürftigen 

der Pflegegrade 2 bis 5 eingesetzt werden. Der ambulante Pflegedienst der Diakonie Döbeln 

bietet diese Betreuungsmaßnahmen wie zuvor festgestellt zum Preis von 7,68 Euro an, mit 

125 Euro könnten somit in jedem Monat 16 dieser Maßnahmen ermöglicht werden.  

 
126 Vgl. Udsching in: Udsching et al. 2015. SGB XI § 45b Rn. 2.  
127 Vgl. Heitmann in: Bachem et al. 2018. SGB XI § 45b Rn. 6. 
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5 Überblick über Leistungen weiterer Leistungsträger 

 

5.1 Gesetzliche Krankenversicherung 

 

Um beurteilen zu können, inwieweit die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung 

ausreichen, um die Selbstgefährdung durch das „Hinlaufen“ zu verhindern, sollten auch 

mögliche Ansprüche des Pflegebedürftigen bei anderen Sozialleistungsträgern betrachtet 

werden, aufgrund derer weitere Leistungen der Pflegeversicherung obsolet sein könnten. 

Nach der vorherigen Prüfung bestehen insbesondere hinsichtlich technischer Pflegehilfsmittel 

offene Bedarfe. Es stellt sich die Frage, ob diese Hilfsmittel als Leistungen der gesetzlichen 

Krankenversicherung gewährt werden könnten.  

 

Ein GPS-Tracker könnte nach § 33 (1) S. 1 SGB V zu gewähren sein. Dafür müsste der 

Pflegebedürftige ein Versicherter sein. Hier kommt insbesondere die Versicherteneigenschaft 

aufgrund des Rentenbezuges nach § 5 (1) Nr. 11 SGB V in Betracht. Der GPS-Tracker müsste 

ein Hilfsmittel sein. Ausgeschlossen sind Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens, wobei 

bereits festgestellt wurde, dass ein GPS-Tracker ein solcher nicht ist. Hilfsmittel sind 

bewegliche Gegenstände.128 Da ein GPS-Tracker dafür konzipiert wurde, den Aufenthaltsort 

des Verwenders anzuzeigen, liegt diese Eigenschaft vor. Ferner muss das Hilfsmittel ärztlich 

verordnet worden sein.129 Der Pflegebedürftige müsste somit die Verordnung einholen, 

anschließend läge die Hilfsmitteleigenschaft vor. Ein GPS-Tracker könnte erforderlich sein, 

um eine Behinderung auszugeichen. Eine Behinderung liegt bei einer Demenz, wie zuvor 

festgestellt, vor. Bezüglich des Ausgleichens der Behinderung wird in einen mittelbaren und in 

einen unmittelbaren Ausgleich unterschieden. Ein GPS-Tracker dient nach Auffassung der 

Rechtsprechung dem mittelbaren Behinderungsausgleich, indem nur die Folgen der 

Behinderung, in diesem Fall die Orientierungsprobleme und die „Hinlauftendenz“, 

ausgeglichen werden.130 Durch den mittelbaren Behinderungsausgleich muss ein 

Grundbedürfnis des täglichen Lebens erfüllt werden.131 Ein solches Grundbedürfnis ist die 

Mobilität in dem Bereich, den ein gesunder Mensch zu Fuß erreichen kann. Zu diesem 

Grundbedürfnis zählt auch die Möglichkeit, die eigene Wohnung zwecks eines Spaziergangs 

oder der Erledigung von Alltagsgeschäften zu verlassen.132 Insbesondere für Menschen in 

einem frühen Stadium der Demenz kann diese Form der Selbstständigkeit von großer 

Bedeutung sein. Das Grundbedürfnis müsste durch das Hilfsmittel ausreichend, zweckmäßig 

 
128 Vgl. BSG, 18.06.2014, B 3 KR 8/13 R. beck-online Rn. 12. 
129 Vgl. BSG, 03.07.2012, B 1 KR 23/11 R. beck-online Rn. 16. 
130 Vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, 17.09.2019, L 16 KR 182/18. juris Rn. 32. 
131 Vgl. BSG, 15.03.2018, B 3 KR 12/17 R. juris Rn. 43. 
132 Vgl. BSG, 25.06.2009, B 3 KR 4/08 R. juris Rn. 16.   
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und wirtschaftlich ausgeglichen werden. Wenn die Selbstgefährdung eines Menschen mit 

Demenz ohne einen GPS-Tracker nur durch das Versperren der Wohnungstür behoben 

werden kann, wird das Grundbedürfnis auf Mobilität nicht erfüllt. Mithilfe des Hilfsmittels könnte 

dagegen die Mobilität wiederhergestellt werden, da das Verlassen der Wohnung und die 

Bewegung außerhalb der Wohnung ermöglicht wird. Damit werden die „Hinlauftendenz“ und 

die Orientierungslosigkeit als mittelbare Folgen der Behinderung ausgeglichen. Da andere, 

ggf. günstigere Hilfsmittel nicht geeignet sind, die Mobilität wieder zu ermöglichen und in 

Anbetracht des großen Nutzens eines GPS-Trackers, wird i. d. R. auch die Wirtschaftlichkeit 

vorliegen.133 Ein Ausschluss von GPS-Trackern als Hilfsmittel nach § 34 (4) SGB V i. V. m. 

§ 1  f. KVHilfsmV liegt nicht vor. Somit besteht ein Anspruch von Menschen mit Demenz auf 

die Gewährung eines GPS-Trackers nach § 33 (1) SGB V, sofern dieser ohne den Tracker in 

der Wohnung eingesperrt werden müsste.  

Auch eine Warnmatte könnte nach § 33 (1) SGB V zu gewähren sein, wenn sie eine 

Behinderung ausgleicht. Die Prüfung scheitert jedoch bereits daran, dass die Warnmatte, 

anders als der GPS-Tracker, das betroffene Grundbedürfnis, die Mobilität, nicht ermöglicht 

wird. Vielmehr verhindert eine Warnmatte, dass ein Mensch mit Demenz die Wohnung 

verlässt, sodass er seinem Bedürfnis nach Mobilität nicht nachgehen kann. Somit besteht kein 

Anspruch nach § 33 SGB V auf eine Warnmatte.  

Es wurde bereits festgestellt, dass Lampen und lichtdichte Vorhänge oder Jalousien 

Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens sind. Dadurch liegt ein Ausschluss nach 

§ 33 (1) S. 1 SGB V vor, sodass und kein Anspruch auf diese Gegenstände besteht.  

Eine Möblierung der Wohnung könnte nach § 33 (1) SGB V zu gewähren sein, wenn es sich 

bei den Möbeln um Hilfsmittel handelt. Nicht als Hilfsmittel i. S. d. § 33 SGB V gelten 

wohnumfeldverbessernde Maßnahmen. Während die Hilfsmittel des SGB V in allen 

Lebensbereichen ein Grundbedürfnis erfüllen sollen, indem dem Menschen mit Behinderung 

die Anpassung an die Anforderungen seiner Umwelt ermöglicht wird, sind die 

wohnumfeldverbessernden Maßnahmen des SGB XI dafür konzipiert, die Wohnung des 

Betroffenen an die behinderungsbedingten Anforderungen anzupassen.134 In dieser 

Betrachtung kann es bei einer Möblierung der Wohnung nicht um ein Hilfsmittel handeln, da 

der Mensch mit Demenz nicht durch diese an die Erfordernisse seiner Umwelt angepasst 

werden kann. Es besteht folglich kein Anspruch auf eine Möblierung der Wohnung nach 

§ 33 SGB V.  

 

 
133 Vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, 17.09.2019, L 16 KR 182/18. juris Rn. 34 – 38. 
134 Vgl. BSG, 06.08.1998, B 3 KR 14/97 R. juris Rn. 13. 
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Als weitere Leistung der Krankenkasse kommt die Gewährung von Hilfsmitteln nach 

§ 23 (1) SGB V in Betracht. Auch hier scheidet die Möblierung bereits aus, da es sich nicht 

um Hilfsmittel handelt. Für die Lampen, lichtdichten Vorhänge oder Jalousien und die 

Warnmatte kommt als notwendige Funktion die Verhütung von Krankheiten in Betracht, da 

Pflegebedürftigkeit bereits vorliegt, kein Kind beteiligt ist, durch die Hilfsmittel eine 

Schwächung der Gesundheit nicht beseitigt werden kann und die Demenz als Krankheit ohne 

die aufgelisteten Hilfsmittel nicht schlimmer verlaufen würde. Damit eine Krankheit verhindert 

werden kann, muss zunächst eine Krankheit drohen. So könnten Lampen, Vorhänge und 

Jalousien Schlafproblemen vorbeugen. Die im Rahmen der „Hinlauftendenz“ zu verhindernde 

Schlafstörung ist jedoch als Symptom der Demenz und nicht als eigenständige Krankheit zu 

betrachten, somit kann durch diese Mittel keine Krankheit verhindert werden. Eine Warnmatte 

könnte insoweit eine Krankheit verhindern, als dass eine Person informiert wird und 

einschreiten kann, wenn ein Mensch mit Demenz seine Wohnung verlassen will. Dadurch 

könnten Krankheiten, die durch zu häufiges „Hinlaufen“ oder durch Stürze entstehen, 

verhindert werden. Eine Warnmatte allein ist ohne Betreuungspersonen jedoch nicht dazu 

geeignet, eine Krankheit zu verhindern. Aus diesem Grund, und weil i. d. R. nicht bei jedem 

Verlassen der Wohnung sofort eine Krankheit droht, kann die Warnmatte nicht notwendig sein, 

Krankheiten zu verhüten. Somit besteht für keine der angedachten Maßnahmen ein Anspruch 

nach § 23 (1) SGB V. 

 

5.2 Eingliederungshilfe 

 

Es wurde bereits festgestellt, dass die Möblierung der Wohnung als Leistung der 

Eingliederungshilfe ausgeschlossen ist, da sie nicht dem Ziel der Eingliederungshilfe dient. 

Fraglich ist, ob dies auch bei den Lampen, lichtdichten Vorhänge oder Jalousien und der 

Warnmatte der Fall ist. Diese könnten nach § 84 SGB IX als Hilfsmittel zu gewähren sein, 

wenn sie erforderlich sind, um eine durch die Behinderung bestehende Einschränkung einer 

gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft auszugleichen. Dass bei Demenz 

i. d. R. eine Behinderung vorliegt, wurde bereits festgestellt. Aufgrund der „Hinlauftendenz“, 

einer Folge der Demenz, können Menschen mit Demenz nicht gefahrlos ihre Wohnung 

verlassen, um wie gesunde Menschen selbstständig am Leben in der Gesellschaft 

teilzuhaben. Zwar kann auch innerhalb der Wohnung eine Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft möglich sein, dies ist aber nicht das Ziel der anzubringenden Lampen, der 

Vorhänge oder der Warnmatte. Die angedachten Maßnahmen dienen dazu, das „Hinlaufen“ 

zu verhindern, indem versucht wird, den Menschen mit Demenz vom Verlassen der Wohnung 

abzuhalten. Der Mensch mit Demenz erhält durch die Maßnahmen keine alternative 

Möglichkeit, in seiner Wohnung selbstbestimmt eine bestimmte Handlung durchzuführen oder 
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mit anderen Menschen in Kontakt zu treten. Damit können die Maßnahmen auch nicht als 

Hilfsmittel zur sozialen Teilhabe bewilligt werden. 

 

5.3 Gesetzliche Rentenversicherung 

 

Fraglich ist, wie Menschen mit Demenz dennoch die Lampen, lichtdichten Vorhänge oder 

Jalousien, die Warnmatte und die Möblierung der Wohnung finanzieren können. Unter 

Berücksichtigung des üblichen Alters bei dem Beginn einer Demenz kommen insbesondere 

die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung zur Finanzierung in Betracht. Aus den §§ 

35 – 40 bzw. den §§ 235 – 238 SGB VI ergeben sich Ansprüche auf Renten wegen Alters und 

aus § 43 (2) bzw. § 241 SGB VI der Anspruch auf eine volle Erwerbsminderungsrente. Der 

Zweck beider Rentenarten ist der Lohnersatz.135 Insofern könnte die einem Menschen mit 

Demenz ggf. zu gewährende Altersrente oder die Erwerbsminderungsrente, die aufgrund des 

begrenzten Umfangs dieser Arbeit nicht weiter thematisiert werden können, dafür eingesetzt 

werden, um die verbleibenden Maßnahmen zu finanzieren. So würden auch Menschen, die 

aus anderen Gründen eine Sozialleistung beantragt und nicht bewilligt bekommen haben, die 

Leistungen bei einem dringenden Bedarf aus ihrem Arbeits- oder sonstigem Einkommen 

zahlen.  

 

5.4 Grundsicherung 

 

Sollte die Rente nicht ausreichend sein, um den notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten, 

kommen auch die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 

§ 41 SGB XII in Betracht. Genauer kann auch hier aufgrund des Umfangs dieser Arbeit nicht 

auf die Anspruchsvoraussetzungen eingegangen werden. Neben eventuell nach § 42 Nr. 2 

i. V. m. § 30 (1) SGB XII zu gewährenden Mehrbedarfen könnten auch Teile des 

Regelbedarfes, dessen Höhe sich aus § 42 Nr. 1 i. V. m. der Anlage zu § 28 SGB XII ergibt, 

zum Erwerb der Gegenstände eingesetzt werden. Da die Grundsicherung gemäß 

§ 27a (1) S. 1 SGB XII lediglich ein Existenzminimum durch die Gewährung notwendiger 

Bedarfe sicherstellen soll, wird sie i. d. R. nicht ausreichen, um alle Hilfsmittel sofort erwerben 

zu können. Stattdessen müssten Teile der Grundsicherungsleistung über einen längeren 

Zeitraum hinweg angespart werden. 

 

 

 

 

 
135 Vgl. Kreikebohm in: Kreikebohm et al. 2017. beck-online SGB VI § 67 Rn. 3 f.  
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6 Beurteilung des Leistungsangebotes 

 

Nach § 2 (1) S. 1 SGB XI sollen die Leistungen der Pflegeversicherung den Pflegebedürftigen 

helfen, trotz ihres Hilfebedarfs ein möglichst selbständiges und selbstbestimmtes Leben zu 

führen, das der Würde des Menschen entspricht. Die starke Orientierung an der 

Selbstbestimmtheit wird auch in den möglichen Leistungen der sozialen Pflegeversicherung 

ersichtlich. So ergab die Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen für die in Betracht 

gezogenen Maßnahmen, dass die Leistungen des SGB XI, insbesondere bezüglich der 

Betreuung und bei der Hilfe im Haushalt, eine große Vielfalt aufweisen und die Betroffenen 

auf ihren konkreten Bedarf angepasste Leistungen wählen können. Tritt die „Hinlauftendenz“ 

des Betroffenen beispielsweise verstärkt wegen eines Pflichtgefühls bezüglich der Erledigung 

von Haushaltsaufgaben auf, könnte dem mit dementsprechend ausgewählten Sachleistungen 

begegnet werden. Sollten die Pflegesachleistungen in einem anderen Fall nicht dazu geeignet 

sein, den Pflegebedürftigen vom „Hinlaufen“ abzuhalten, da die erforderliche Beaufsichtigung 

des Pflegebedürftigen aufgrund des begrenzten Gesamtwertes nicht andauernd erfolgen 

kann, könnten stattdessen niederschwellige Angebote zur Unterstützung im Alltag genutzt 

werden, bei denen der Pflegebedürftige regelmäßig betreut wird.  

Durch das Pflegegeld erhalten die Betroffenen wiederum die Möglichkeit, die Pflege auch ohne 

das Mitwirken externer Pflegekräfte und damit noch selbstbestimmter sicherzustellen. 

Andererseits kann die Leistungshöhe des Pflegegeldes durchaus kritisch betrachtet werden. 

Insofern stellt das Pflegegeld nur in wenigen Fällen eine geeignete Maßnahme gegen die 

Selbstgefährdung durch das „Hinlaufen“ dar. Durch die Kombinationsleistung ergibt sich 

wiederum die Möglichkeit, die Vorteile der Sachleistung und des Pflegegeldes zu nutzen. So 

könnte beispielsweise das „Essen auf Rädern“ mit dem Pflegegeld finanziert werden und 

andere notwendige Leistungen zur Verhinderung des „Hinlaufens“ könnten als 

Pflegesachleistung bezogen werden.  

 

Die Angehörigenschulungen werden im Wesentlichen über § 45 SGB XI sichergestellt. Sie 

setzen lediglich voraus, dass die Pflegeperson die Initiative ergreift und das Interesse an einem 

Kurs mitteilt. Da zusätzliche Elemente der Angehörigenschulung auch in Leistungen der 

Pflegesachleistung enthalten sind und da bei einer Beratung im Rahmen der 

Pflegegeldgewährung auch auf die Angehörigenschulung hingewiesen werden kann, scheinen 

diese Angebote ausreichend zu sein, um den ehrenamtlichen Pflegepersonen Inhalte zu 

vermitteln, die dazu beitragen, die „Hinlauftendenz“ zu verringern.  

 

Die angedachten räumlichen Umbaumaßnamen zur Verhinderung der Selbstgefährdung 

durch das „Hinlaufen“ können zum Großteil über die Leistungen der sozialen 
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Pflegeversicherung, ggf. bei Zahlung einer Selbstbeteiligung, durchgeführt werden. Lediglich 

die Möblierung entsprechend der Selbstwahrnehmung des Betroffenen kann nicht umgesetzt 

werden. Im Einzelfall könnte diese jedoch entbehrlich sein, wenn im Rahmen der Betreuung 

beispielsweise in Angeboten zur Unterstützung im Alltag anderweitig auf die 

Selbstwahrnehmung des Betroffenen eingegangen werden kann.  

 

Die Versorgung des Pflegebedürftigen mit (technischen) Hilfsmitteln stellte sich problematisch 

dar. So kann eine alleinige GPS-Funktion eines Hilfsmittels nicht zu einer Übernahmefähigkeit 

bei der sozialen Pflegeversicherung führen, ebenso können Lampen, lichtdichte Vorhänge 

oder Jalousien und Warnmatten nicht als Hilfsmittel gewährt werden. Unter Einbeziehung 

der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung kann der Bedarf an dem GPS-Tracker 

dennoch erfüllt werden. Die anderen Hilfsmittel können dagegen nicht direkt durch sonstige 

Leistungsträger übernommen werden, sodass diese aus dem Vermögen oder Einkommen des 

Pflegebedürftigen, beispielsweise den Geldleistungen anderer Sozialleistungsträgern, zu 

finanzieren sind. Durch eine Gesetzesanpassung könnten die angedachten Hilfsmittel in den 

Leistungsbereich der sozialen Pflegeversicherung aufgenommen werden. Dabei ist allerdings 

zu beachten, dass die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung gemäß § 1 (4) SGB XI eine 

solidarische Unterstützung sind, die gemäß § 54 (1) SGB XI durch Beiträge und sonstige 

Einnahmen finanziert werden. Es stellt sich die Frage, inwieweit die Gemeinschaft der 

Beitragszahler dafür aufkommen sollte, dass einzelnen Pflegebedürftigen Lampen, Vorhänge 

oder Warnmatten zur Verfügung gestellt werden. Würden derartige Maßnahmen für Menschen 

mit Demenz bewilligt werden, müssten vergleichbare Hilfsmittel anderer Pflegebedürftiger 

ebenso übernommen werden. Dies könnte zu einer deutlichen Steigerung der Ausgaben der 

Pflegeversicherung führen. Bei den Beitragszahlern, die ähnliche Gegenstände mangels einer 

Pflegebedürftigkeit aus dem eigenen Einkommen zu zahlen hätten, würde dies voraussichtlich 

nicht auf Verständnis treffen. Es erscheint folglich als zumutbar, für Lampen, lichtdichte 

Vorhänge oder Jalousien und Warnmatten mit dem eigenen Einkommen oder Vermögen 

aufzukommen. Zudem wäre eine Gesetzesänderung insofern nicht zielführend, als dass die 

beantragten Hilfsmittel dennoch aufgrund einer mangelnden Notwendigkeit nicht erbracht 

werden dürften. Die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung sind gemäß § 4 (3) SGB XI 

nur dann im notwendigen Umfang zu erbringen, wenn sie wirksam und wirtschaftlich sind. Die 

Hilfsmittel können eine Betreuung des Pflegebedürftigen jedoch nicht ersetzen, vielmehr ist 

auch bei einem Hilfsmittelgebrauch die Anwesenheit einer Betreuungsperson erforderlich. Der 

Pflegeaufwand kann nicht deutlich reduziert werden, insofern würden die Hilfsmittel selbst bei 

einer Gesetzesänderung wohl an der Notwendigkeit scheitern. 
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7 Fazit 

 

Die Bachelorarbeit hat gezeigt, dass sich das Verhalten und das Wahrnehmen eines 

Menschen aufgrund einer Demenz stark verändern kann. Infolge dessen kann insbesondere 

die freie Willensbildung ausgeschlossen sein und Geschäftsunfähigkeit bestehen. Damit auch 

in einer solchen Situation Leistungen des SGB XI wirksam beantragt werden können, benötigt 

die betroffene Person einen rechtlichen Vertreter. Sofern vor der Geschäftsunfähigkeit eine 

wirksame Altersvorsorgevollmacht erstellt wurde, kann den darin enthaltenen Wünschen des 

Betroffenen Folge geleistet werden. Andernfalls muss durch das Gericht ein Betreuer bestellt 

werden. Es stellt sich zur weiteren Diskussion die Frage, inwieweit ein Wegfallen der 

Antragspflicht und die Einführung einer gesetzlichen Regelung, wonach die Leistungen des 

SGB XI ab Kenntnis des Leistungsträgers vom Vorliegen der Voraussetzungen zu leisten 

wären, u. a. Zwecks der Entlastung der Gerichte und zur zeitnahen Leistungsgewährung 

angestrebt werden sollte. 

Die Prüfung der Voraussetzungen für einzelne Maßnahmen gegen das „Hinlaufen“ ergab, 

dass die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung grundsätzlich ausreichen, um die 

Selbstgefährdung von Menschen mit Demenz durch die „Hinlauftendenz“ zu verhindern. Da 

diese Bachelorarbeit nicht auf der Prüfung konkreter Einzelfälle aus der Praxis beruht, können 

sich in Abhängigkeit von der individuellen Situation der Betroffenen und ihres Umfeldes 

Abweichungen von diesem Prüfungsergebnis ergeben. 

Im Allgemeinen konnte festgestellt werden, dass die Leistungen der sozialen 

Pflegeversicherung insbesondere bezüglich der Betreuung der Pflegebedürftigen und der 

Hilfen im Haushalt eine große Vielfalt aufweisen und an die individuellen Bedarfe des 

Betroffenen angepasst werden können. Inwieweit dieses umfangreiche Leistungsangebot der 

sozialen Pflegeversicherung mit dem tatsächlichem Leistungsangebot möglicher 

Leistungserbringer übereinstimmt, müsste in einer praktischen Überprüfung untersucht 

werden.  

Bauliche Veränderungen des Wohnumfeldes können zu großen Teilen als 

wohnumfeldverbessernde Maßnahmen bezuschusst werden. Die Bedarfe an der Versorgung 

mit kleineren Hilfsmitteln konnten hingegen nicht über die soziale Pflegeversicherung gedeckt 

werden, sodass auf andere Leistungsträger oder auf das eigene Einkommen und Vermögen 

zurückzugreifen ist.  
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8 Haupterkenntnisse der Arbeit 

 

1. Insgesamt sind die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung ausreichend, um 

Demenzkranke vor der Selbstgefährdung durch die „Hinlauftendenz“ zu schützen. 

2. Als Bezeichnung für das übermäßige Umhergehen von Menschen mit Demenz sollte der 

Begriff „hinlaufen“ anstelle des Begriffes „weglaufen“ verwendet werden. 

3. Eine Selbstgefährdung durch die „Hinlauftendenz“ besteht insbesondere bezüglich 

möglicher Stürze, der körperlichen Überlastung und des Verirrens außerhalb der Wohnung. 

4. Die Leistungen der Pflegeversicherung beinhalten ein großes, flexibel nutzbares Angebot 

an Leistungen zur Betreuung und zur Erledigung von Haushaltsaufgaben, wodurch 

Demenzkranke wirksam vor der Selbstgefährdung durch die „Hinlauftendenz“ geschützt 

werden können. 

5. Im Rahmen der wohnumfeldverbessernden Maßnahmen können nach § 40 (4) SGB IX 

rutschhemmende Bodenbeläge verlegt, Türschwellen begradigt und optische Hindernisse 

zur Verhinderung des „Hinlaufens“ installiert werden.  

6. GPS-Tracker, Warnmatten, Jalousien und Vorhänge können nicht als Pflegehilfsmittel nach 

§ 40 (1) SGB XI gewährt werden. 

7. Auf die Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen nach § 45 SGB XI 

besteht ein Rechtsanspruch.  

8. Nicht erfüllte Bedarfe bezüglich der Verhinderung des „Hinlaufens“, die auch nicht durch 

andere Sozialleistungsträger zu übernehmen sind, müssen aus dem eigenen Einkommen 

oder Vermögen gezahlt werden. Dies ist zumutbar.  

9. Eine Demenz kann, vor allem ab dem mittleren Stadium, zur Geschäftsunfähigkeit des 

Betroffenen führen. 

10. Bei Geschäftsunfähigkeit müssen die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung bei 

Fehlen einer Vorsorgevollmacht durch einen Betreuer beantragt werden.  

11. Ein geeigneter Betreuer sollte dem Menschen mit Demenz im Optimalfall nahestehen, 

gleichzeitig aber nicht bereits durch die Pflege des Betroffenen ausgelastet sein. 
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